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Vorwort.

^->urch das Gesetz vom 13. December 1862 sind bedeutende
Modificationen in dem Stempel- und Gebuhrengesetze vorn 9. Fe¬
bruar 1850 eingeführt, es sind neue Objecte zur Besteuerung
herangezogen, die Gebühren theilweise abgeändert oder erhöht, der
Tarif mit Inbegriff der Scalen durchgreifend in den wichtigsten
Posten abgeändert worden.

Die Gefertigten haben es unternommen, das Stempel- und
Gebührengesetz vom 9. Februar 1850 im Zusammenhänge mit den
neuen Bestimmungen darzustelleu, es in jener Gestalt zu geben,
die es durch die neuen Bestimmungen erhalten hat.

Die Käufer erhalten hier das Gesetz vom 9. Februar 1850
in Verbindung mit den neuen Bestimmungell, sie können im Tarife
sich sogleich über jedes einschlagende Rechtsgeschäft und seinen Tarif¬
satz unterrichten, ohne das frühere Gesetz gleichzeitig zur Hand neh¬
men zu müssen. Den Scalen I., II. und III. ist ihre Bestimmung
beigefügt. Außerdem haben wir Erläuterungen und Vollzugsvor¬
schriften eingeschaltet, welche den Parteien und Beamten Weisungen



geben, wie sie die gesetzlichen Bestimmungen anfzusassen und zu

vollziehen haben. Die Privaten und Beamten erhalten hier auch

Formularien zur Führung des durch das neue Gesetz viel aus¬

gedehnteren Gebühren-Aequivalentgeschäftes, Actiengesellschaf-

ten, Sparkassen rc. die Formularien der von ihnen zu führenden

Journale mit dem vollständigen Texte der diesfälligen gesetzlichen

Bestimmungen.

Durch den completeu Taris dürfte auch die künftige Brauch¬

barkeit dieses Merkchens, selbst im Falle von neuerlichen Modifika¬

tionen, gewährleistet sein, da sich sodann jeder Besitzer die Aende-

rungen an der gehörigen Stelle leicht wird anbringen können.

Die Verfasser.



Einleitung.

Durch das Gesetz vom 13. December 1862 (N. G. B. XI^. Stück, aus-
gegeben und versendet am 16. December 1862), sind die Gcbührcngesetze vom
9. Februar und 2. August 1850 nicht unwesentlich abgeändert worden.

Da die diesfälligen Bestimmungen complicirtcr Natur und deren genaue
Anwendung sowohl für die die Gebühren bemessenden Beamten (zu welchen
nunmehr auch der Civilrichter in bestimmten Fällen gehört), als auch für
die Parteien selbst sehr wichtig ist, so wird hier der Versuch gemacht, dieselben
i m 3 usa mm en h a n g e m it d e n d nr ch sic abgeändcrten älteren
Bestimmungen in möglichst deutlicher und kurzer Fassung für den practi-
schen Gebrauch zusammen zu stellen.

8- 1.
Die Bestimmungen des Gesetzes vom 13. December 1862, welches mit

1. Jänner 1863 in Wirksamkeit tritt und vorläufig bis Ende Oclober 1863
verbindliche Kraft erhallen hat, finden Anwendung auf:

a) die von der Wirksamkeit dieses Gesetzes an geschöpften gerichtlichen Er¬
kenntnisse, wenn auch die Actcn-Jnrcttulirung in diesem Zcitpuncte statt¬
gefunden hat;

O) die Einantwortungen von Erbschaften, Vermächtnissen, Geschenken auf den
Todesfall, wenn der Erblasser, der Gcschenkgeber oder die Person, durch
deren Tod*) die Erwerbung des Nachlasses, oder der vermachten oder ge¬
schenkten Sache bedingt ist, in dem Zeiträume seit 1. Jänner 1863 verstor¬
ben ist;

e) andere, als die unter a) und d) aufgcführtcn ämtlichen Ausfertigungen
oder Zeugnisse, die ämtlich ertheilt werden, wenn die Eingabe, über welche
die Ausfertigung oder das Zeugnis; erfolgt in dem Zeiträume seit 1. Jän¬
ner 1863 bei der Behörde oder einem zur Uebcrnnhme ermächtigten Amte
eingebracht wurde;

ä) die Eintragungen zur Erwerbung dinglicher Rechte in die öffentlichen Bü¬
cher, wenn diese in dem Zeiträume seit 1. Jänner 1863 angesucht wurden;

e) die der unmittelbaren Gcbührcn-Entrichtung unterliegenden Rechtsgeschäfte,
welche während der Wirksamkeit dieses neuen Gesetzes geschlossen werden;

*) Wie in Fällen von Sub stitnti o n en. (B. G. B.)
1
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5) alle anderen seit 1. Jänner 1863 errichteten Urkunden und Schriften und
die seit diesem Zeitpuncte überreichten Eingaben, deren Beilagen und Rubriks-
Abschriften. Eine Ausnahme van dieser Bestimmung bilden die in der
T. P. 101 1, aufgeführtcn Rcchtsurkundeu über Vermögensübertragungcn
auf den Todesfall;

§) die Handels- und Gewcrbsbücher, welche zur Zeit der Wirksamkeit dieses
Gesetzes in Gebrauch stehen und fortgesetzt werden, rücksichtlich des noch un¬
gebrauchten Thciles des Buches.

tz. 2.
G. 1. des Geb.-Ges. vom 9. Febr. 1850.)

Der durch dieses neue Gesetz ungeordneten Abgabe unterliegen:
Alle Rechtsgeschäfte, durch welche nach den bürgerlichen Gesetzen

Rechte begründet, übertragen, befestiget, umgeäudert und aufgehoben werden.
1. Wenn m i t o d e r o h n c Ausfertigung einer Urkunde durch das Rechtsge¬

schäft das Eigenthum oder die Dienstbarkeit des Gebrauches oder die Frucht¬
nießung einer unbeweglichen Sache entgeltlich oder u n c n tgclt-
l i ch übertragen wird.

2. Schenkungen unter Lebenden beweglicher Sachen, ohne Unterschied,
ob sie sogleich ü b e r g e b e n werden o d e r n icht *), wenn über die
Schenkung eine Urkunde errichtet wird, oder die Ucbergabc der geschenkten
Sache an den Geschenknehmer erst nach dem Tode des Geschenkgebers erfolgt-

3. Wenn über andere, als die unter 1. und 2. aufgeführtcn Rechtsgeschäfte eine
Rechtsurkunde ausgefcrtiget wird, oder wenn sie von solcher Beschaffenheit
sind, daß sie nach dem folgenden tz. 6 der unmittelbaren Gebührcn-Entrich-
tung unterliegen.

L. Alle Vcrmögens-Uebertragungen auf den Todesfall, insofernc sie nicht
unter begriffen sind.

6. Folgende Behelfe:
1. Zeugnisse, durch welche persönliche Eigenschaften, Thatsachen oder übcrhaup

thatsächlichc Umstände zu dem Zwecke bestätiget werden, damit sie demjeni¬
gen, welchem dieselben ertheilt werden, ein Beweismittel oder einen Ausweis
gewähren, insofernc diese Bestätigung weder als eine Rechtsurknnde nach
noch als eine ämtliche Ausfertigung zu betrachten ist. (Tarifpost 116, An¬
merkung 1.)

2. Bücher und andere Ausschreibungen, welche über einen Handels- oder andern
Gcwerbsbelrieb, über industrielle Unternehmungen, Geschäftsvermittlungcn
oder Geschäftsbeglaubigungen geführt werden, ohne Unterschied, ob sie ge¬
bunden oder geheftet sind, ans einzelnen Bogen oder Blättern stattfinden, die
einzelnen Geschäfte selbst oder Uebcrsichtcn derselben barstellen.

*) Nach den früheren Bestimmungen waren Schenkungen beweglicher Sachen nnr daun ge¬
bührenpflichtig, wenn sie n icht sogleich übergeben worden sind.
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O. Folgende Schriften und Amtshandlungen, und zwar:
1. Alle Eingaben, welche von Privatpersonen bei dem Landesfürsten, dem

Rcichsrathe, den Landes-, Kreis-, Gau-, Bezirks- und Gemeinde-Vertretungen,
oder bei den durch dieselben für die Angelegenheiten des Reiches, der Län¬
der, Kreise, Gaue, Bezirke oder Gemeinden ausgestellten Behörden, Acmtern
und öffentlichen Anstalten, oder bei den ihre Stelle vertretenden Amtsperso¬
nen überreicht werden; ferner Duplicate und weitere Parien und Beilagen
dieser Eingaben und die Abschriften der Rubrik der Eingabe.

2. Die Eintragung zur Erwerbung dinglicher Rechte in die öffentlichen Bücher.
3. Aemtliche und nichtamtliche Ausfertigungen, welche durch dieses Gesetz aus¬

drücklich als der Gebühr unterworfen bezeichnet werden, und nicht bereits un¬
ter den Rechtsurkundcn oder Zeugnissen begriffen sind.

8- 3.
(tz. 2. des Geb.-Ges. vom 9. Febr. 1850.)

Die G e g e nstä n d e und das Ausmass der Gebühr bestimmt der au-
gcschlosseue Tarif.

8- 4.
(tz. 3. des Geb.-Ges. vom 9. Febr. 1850.)

Die Abgabe wird entweder mittelst der Stempelmar¬
ken oder unmittelbar ein geh ob en. Sie wird ferner entweder in
einem unveränderlichen (f e st e n, fixen) oder in einem mit dem Werthc
des Gegenstandes nach Abstufungen dieses Werthcs (Scalen) oder nach Per-
centcn desselben wachsenden Betrage bemessen.

8- 5.
(tz. 4. des Geb.-Ges. vom 9. Febr. 1850.)

Mittelst der Stcmpclmarkcn kommt die Abgabe einzuhebcu:
iV. In einem festen Betrage:

1. von Eingaben, Duplikaten und Beilagen derselben, dann von Rubriks-Ab¬
schriften. (tz. 2. v. 1.)

2. Von Zeugnissen- (8- 2. O. 1.)
3. Von Handels- und Gewerbs-Büchern und Ausschreibungen, von Büchern

über industrielle Unternehmungen, über Geschäfts-Vermittlungen oder Ge¬
schäfts-Beglaubigungen. (tz. 2. 0. 2.)

4. Von den im Tarife mit einer fixen Stempclgebühr aufgeführten ämtlichen
und nichtämtlicheu Ausfertigungen, (tz. 2. D. 3.)

5. Von allen jenen Rechtsurkuudeu, die nicht der nacb dem Werthc des Gegen¬
standes in Abstufungen sich richtenden Stempelgebühr unterworfen sind,
(tz. 2. 3.)

kl. In einem mit dem Werthc des Gegenstandes nach Abstufungen dieses
Werthes (Scalen) wachsenden Betrage von den ini tz. 2. -^.3. bemerkten, der unmit¬
telbaren Gcbührcnentrichtung nicht untcrlicgcndcn Rechtsgeschäften, die cine Ber¬

il?
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mögcns-Uebertragung, Befestigung eines Rechtes, oder die Aushebung oder Er¬
füllung einer Verbindlichkeit in sich schließen, wenn die Leistung oder Gegenlei¬
stung eine schätzbare Sache ist und der Geldwerth der Leistung oder Gegenlei¬
stung in der Urkunde selbst angegeben oder durch Beziehung aus andere Urkun¬
den, Schriften, Bucher, Rechnungen ausgedrückt ist und die Gebühr ohne den
außerordentlichen Zuschlag den Betrag von 20 fl. nicht überschreitet.

Es steht jedoch den Gebührenpflichtigen frei, die im vorstehenden Absätze
L. bemerkten scalamäßigen Gebühren auch dann mittelst der Stempelmarken zu
entrichten, wenn die Gebühr den Betrag von 20 fl. ohne den außerordentlichen
Zuschlag überschreitet.

6. In einem mit dem Werthe des Gegenstandes nach Pcrcenten desselben
wachsenden Betrage:
1. Bon Schenkungen beweglicher Sachen, wenn die Gebühr ohne den außeror¬

dentlichen Zuschlag den Betrag von 20 fl. nicht übersteigt.
2. Von den in der T.-P. 45. L. a) bezeichneten Eintragungen zur Erwerbung

dinglicher Rechte in die öffentlichen Bücher, welche der Gebühr von ein halb
Perccnt des Werthes zugcwicsen sind, insoferne diese Gebühr, ohne den
außerordentlichen Zuschlag 4 fl. nicht übersteigt.

3. Von Verlassenschaften, welche nur aus beweglichen Sachen bestehen, und ge¬
richtlich abgehandclt werden, wenn die Gebühr ohne den außerordentlichen
Zuschlag 20 fl. nicht übersteigt.

tz. 6.
5. des Geb.-Ges. vom 9. Febr. 1850.)

U n m itt e lb a r w ird die Abgabe e i n g e h o b e n:
In einem s e sten B etr a g c: von Erkenntnissen in Streitsachen,

deren Gegenstand nicht schätzbar ist.
L. J n e i n e m m i t d e m W c r t h e d e s G e g c n st a n d e s nach Ab-

st u s u n g e n d i e s e s W e r t h e s (S c a l c n) w a eh s e n d c n B c t r a g e von
den im tz. 5. L. bemerkten Rechtsgeschäften, wenn

-0 der Werth, nach welchem die Gebühr bemessen wird, in der Urkunde selbst
angegeben oder durch Beziehung auf andere Urkunden, Schriften, Bücher,
Rechnungen ausgedrückt ist, die Gebühr ohne den außerordentlichen Zuschlag
den Betrag von 20 fl. überschreitet, und die Partei cs nicht vorzieht, die
Gebühr wie oben im tz. 5. L. gestattet wurde, mittelst Stempelmarken zu
entrichten; oder

k>) wenn die Leistung oder Gegenleistung eine schätzbare Sache ist, jedoch der
Werth nicht auf die hier unter a) angeführte Art ansgcdrückt ist.
0. In einem mit dem Werthe des Gegenstandes nach

Per ccnten dieses Werthes w a ch sen d en B etr a g e:
1. Von Rechtsgeschäften, durch die das Eigcnthnm oder die Dienstbarkeit des

Gebrauches oder der Fruchtnießung einer unbeweglichen Sache entgeltlich
oder unentgeltlich übertragen wird. (tz. 2.1^., 1.)
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2. Bon Schenkungen beweglicher Sachen, ohne Unterschied, ob sie sogleich bei
der Schenkung übergeben worden oder nicht, wenn über die Schenkung eine
Urkunde errichtet wird, oder die Uebergabe der geschenkten Sache an den Ge¬
schenknehmer erst nach dem Tode des Gcschcnkgebers erfolgt (tz. 2. 2.) nnd
die Gebühr ohne den außerordentlichen Zuschlag den Betrag von 20 fl. über¬
steigt. (tz. 5. 6. 1.)

3. Bon Vermögensübcrtragungen auf den Todesfall (tz. 2. nnd U.) mit
Ausnahme der im tz. 5. 0. 3. bemerkten Berlassenschaften.

4. Ban der Eintragung zur Erwerbung dinglicher Rechte in die öffentlichen,
Bücher (tz. 2. I). 2.) mit Ausnahme der im tz. 5. 0. 2. bemerkten Eintra-
gungen.

5. Von den im Tarife bezeichneten civilgcrichtlichen Endurthcilen *).

8. 7.
tß. 14. Gcb.-Ges. vom 9. Febr. 1850.)

Die Stempclgcbühr wird nach 3 Scalen, deren jede 20 Abstufungen hat,
eingehoben; diese Scalen erscheinen dem Tarisc vorgedrnckt.

8- 8.
M 21—23. Geb.°Ges. vom 9. Febr. 1850.)

Die Entrichtung der Gebühr in den im tz. 5. O. 1., 2. und 3. bemerkten
Fällen hat in folgender Art stattznfinden:

rr) In den Fällen 0. 1. sind die Stempelmarken auf dem zur Ausfertigung
der Rechtsnrkundc bestimmten Papiere zu befestigen nnd vorschriftsmäßig
zu überschreiben;

b>) die Eintragungsgebühr 0. 2. ist mit dem Tabulargcsuche, deni Einreichungs¬
protokolle des Gerichtes mittelst Stempelmarken zu übergeben. Dieses hat
in Gegenwart der Partei Vie Uebernahme auf der Eingabe und der allfäl¬
lig beigebrachten Rubriks - Abschrift zu bestätigen und die Protokollirnng
vorznuchmen. Erfolgt die Ueberreichnng des Gesuches mittelst der Post, so
sind die Stempelmarken in einem besonderen Umschläge beizulegcn und ans
dem Couvert, sowie auch auf der Eingabe anzugcben.

Wird das Gesuch bewilligt, so ist am Schluffe des Bescheides der Er-
lag der Gebühr und deren Betrag zu bestätigen; die Stempelmarken selbst
sind auf jenem Pare des Bescheides, welches bei dem mit der Führung der
öffentlichen Bücher betrauten Amte aufzubewahren ist, zu befestigen, mit der
Geschäfts;»!;! der Bewilligung nnd deren Datum zu beschreiben und zur
überstempeln.

Wird das Gesuch abgeschlagen, so werden die Stempelmarken zurück-
gestellt, und dessen am Schluffe des Bescheides Erwähnung gemacht. Die
Zurückstellung ist von der Partei dem Gerichte, und wenn sie durch die k. k.
Postanstalt erfolgt, der Letzteren zu bcstötigen.

*) Die Ktz. 6—13 und überhaupt jene des Geb. Kes. vom 9. Febr. 1850, welche hier
nicht bezogen sind, sind unverändert geblieben.
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o) Die Gebühr von den umcr 6. 3. bezeichneten Verlassenschaften hat der Ab-
handlungsrichter zu bemessen, und daher die Richtigkeit der angegebenen
Passiv- und Abzugsposten von Amtswegen zu prüsen.

Die der bemessenen Gebühr entsprechenden Stempelmarkcn sind in-
nerhaib 8 Tagen ans dem von den Erben überreichten Nachlaßausweise
oder dem Abhandlungs-Protokolle, oder wenn Letzteres einer Ratification
bedarf, binnen 8 Tagen nach erfolgter Ratification, zu befestigen, mit der
Geschäftszahl der Eingabe oder des Protokolls zu überschreiben und end
lich zu überstempeln.

Rücksichtlich der im Auslande ausgestellten Wechsel siehe die Tarif-
Post 113, Anm. 3.

8- 9.
(Zu 28. Geb.-Ges. vom 9. Febr. 1850.)

Die Finanzverwaltung ist ermächtigt:
a) Allen Gesellschaften, Anstalten und Personen, welchen die unmittelbare Ent¬

richtung der Gebühren obliegt oder gestattet wird, zur Sicherung des
Staatsschatzes, die Führung eines mit deren Ausschreibung genau überein¬
stimmenden Journals, welches die zur Beurtheilung der Gebührenansätze
nothwcndigen Angaben zu enthalten hat, aufzutragen und die Richtigkeit
und Vollständigkeit derselben durch Vergleich mit den Original-Journalen
und Rechnungen der Betheiligtcu von ihren Abgeordneten prüfen zu lassen

V) wofern die zur Beurtheilung des Geschäftsumfanges erforderlichen Um¬
stände erhoben werden können, mit den erwähnten Gesellschaften, Anstalten
und Personen über eine au die Stelle der Gebühr tretende Abfindungs¬
summe das Uebereinkommen zu treffen.

8- 10.
(Zu §. 29 Geb.-Ges. vom 9. Febr. 1850.)

Die Vormerkung der Stempelgcbühren findet Statt, wenn im ge¬
richtlichen Verfahren Jemanden aus dem Grunde, weil dessen Aufenthalt unbe¬
kannt ist, von Amtswegen ein Vertreter bestellt wird. Die Vormerkung hat so¬
gleich aufzuhören, sobald die Ursache derselben nicht mehr besteht.

Die Vormerkung der Gebühren für diejenigen Personen, deren Armuth
durch ein gesetzlich ausgestelltes Zeugniß bestätigt ist, hat aufzuhoren und wird
denselben im gerichtlichen Verfahren über ihre eigenen Strcitaugelegenheiten und
rücksichtlich der dazu erforderlichen Behelfe und Beweismittel die persönliche Be¬
freiung eingeräumt.

8- 11-
(Zu K. 30 Geb.-Ges. vom 9. Febr. 1850.)

Die Größe des zu einer Urkunde oder Schrift zu verwendenden Papieres
darf die Grenze nicht überschreiten, nach welcher die Höhe des nusgebreiteten gan¬
zen Bogens mit seiner Breite nach Wiener Zollen gemessen multiplicirt, das Pro¬
duct von 252 gibt.

Uebcrschrcitet das Papierformat diese normale Größe des Papieres, so ist
in diesem Falle für jeden Bogen eine Gebühr zu entrichten, welche die bei uor-
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maler Größe des Papieres zu entrichtende Gebühr um 50 kr. übersteigt. Beträgt
jedoch jene normale Gebühr weniger als 50 kr., so ist die geringere Gebühr im
zweifachen Betrage zu entrichten.

In Absicht auf das Ausmaß der Gebühr twn Handels- und Gewerbs-
Büchern, welche gebunden und paraphirt sind, wird festgesetzt, daß die für den
Bogen bemessene Gebühr so viel Mal zu nehmen ist, als das Gesammt-Flächenmaß
aller Blätter des Buches das Einhcitsmaß des Bogens in sich begreift, welches
bei Büchern, die der Gebühr von 5 kr. unterliegen, 726 üsZoll und bei Büchern,
welche der Gebühr von 25 kr. unterliegen, 380 üsZoll beträgt; dagegen ist bei
in einzelnen Bogen bestehenden Gewerbsaufschrcibungcn, welche der Gebühr von
5 kr. unterliegen, wenn der Bogen 380 Hf Zoll nicht überschreitet, die Gebühr
von 5 kr., wenn er 380 fUZoll jedoch nicht 726 stfZoll überschreitet, die Gebühr
von 10 kr. und wenn er 726 s^Zoll überschreitet, die Gebühr von 15 kr. zu
entrichten. Handelt es sich um in einzelnen Bogen bestehende Gewerbsaufschrei-
buugen, welche der Gebühr von 25 kr. von jedem Bogen unterliegen, so ist die
Gebühr im zweifachen Betrage zu entrichten.

tz. 12.
sZu K. 89. Geb.-Ges. vom 9. Febr. 1850.)

Wenn in einer und derselben Urkunde Rechtsgeschäfte verschiedener Art,
welche nicht gegenseitig zusammenhängende Bestandtheile des Hauptgeschäftes
ausmachcu, enthalten sind, so muß für jedes einzelne Geschäft die gesetzlich ent¬
fallende Gebühr entrichtet, folglich die Urkunde nach dem für die verschiedenen
Geschäfte entfallenden Gesammtbetrage der Gebühr mit Berücksichtigung der
Natur jedes einzelnen Geschäftes gestempelt werden.

Es sind daher Beträge der scalamäßigen Gebühr, welche 20 st. ohne den
außerordentlichen Zuschlag nicht überschreiten oder feste Stempelgebührcn, selbst
dann, wenn sie mit einer unmittelbaren Gebühr,Zusammentreffen, stets bei Er¬
richtung der Urkunde, oder wenn die Gebührenpflicht nachträglich eintritt, beim
Eintritte derselben, mittelst Stcmpclmarkcn vorschriftsmäßig zu entrichten.

Rücksichtlich der den Betrag von 20 st. übersteigenden scalamäßigen Ge¬
bühren, siehe das im H. 5. U. Gesagte.

tz. 13.
tK. 42. Geb.-Ges. vom 9. Febr. 1850.)

Die Gebühr, welche unmittelbar zu entrichten ist (tz. 6) wird von den hiezu
bestimmten Aemtern bemessen und bei den dafür bezeichneten Casten bar Un¬
gezählt.

Die Gebühr von Berlassenschaften, welche nur aus beweglichen Sachen
bestehen und gerichtlich nbgehandelt werden, bemißt, wenn die Gebühr ohne den
außerordentlichen Zuschlag 20 st. nicht übersteigt, der Abhandlungsrichtcr. (Siehe
dicßfalls das im tz. 15 Gesagte.)

tz. 14.
(Zu ß. 44. Geb.-Ges. vom 9. Febr. 1850.)

Das Recht des Staatsschatzes auf die Gebühr tritt mit Ausnahme jener
Fälle, in welchen
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«) das Elgenthum einer Sache mit der Dienstbarkeit des Frnchtgenusses oder
Gebrauchsrechtes an Jemanden unentgeltlich übertragen wird;

fi) die Erfüllung eines Rechtsgeschäfts von einem Ereignisse, dessen Eintritt
ungewiß ist, abhängig gemacht wurde;

7) Erbschaften oder Legate erst beim Eintritte eines solchen Ereignisses anzu-
fallen oder an eine andere Person überzugehen haben

mit dem Zeitpuncte ein, in welchem das Rechtsgeschäft im Jnlande geschlossen
wurde.

Rücksichtlich der sub -e) bewerkstelligten Fülle tritt dieses Recht des
Staatsschatzes erst in dem Zeitpuncte ein, in welchem die Dienstbarkeit er¬
lischt, und rücksichtlich der snt> A und 7) bemerkten Fälle erst mit dem Zeit¬
punkte des Eintrittes des fraglichen Ereignisses.

Anm. Diese Erleichterungen («, jZ, 7) können ans Ansuchen des Zahlungspflichtigen auch auf
jene Fälle in Anwendung gebracht werden, in welchen die Gebühr noch nicht entrichtet
wurde, wenn gleich das Recht des Staatsschatzes auf die Gebühr nach den bisherigen
geschlichen Anordnungen vor der Wirksamkeit dieses Gesetzes schon eingetrcten ist.

Bei Rechtsgeschäften, über welche die Parteien sich zu einem schriftlichen
Vertrage verabredeten, hat der Tag der Errichtung dieser Urkunde (tz. 884 des
a. b. G. B.) als dieser Zeitpnnct zu gelten.

Die Anzeige des gebührenpflichtigen Rechtsgcschüftes bei dem Amte anzu-
bringcn, liegt ob:
1. Bei Geschäften, die im gebührenpflichtigen Jnlandc geschlossen wurden, in¬

nerhalb 8 Tagen:
Nach dem Abschlüsse des Geschäftes u. z.:

a) wenn es bei öffentlichen Behörden, Gerichten oder Acmtcrn vorgcnvmmcu
wurde, diesen Behörden, Gerichten oder Aemtern;

Anm. Rücksichtlich der gerichtlichen Feilbietungen unbeweglicher Güter wurde obige Frist von
8 Tagen mit dem h. F.-M.-Erlasse vom 17. Mai 1854, Z. 20,080—1692 um weitere
acht Tage verlängert.

b) Wenn es vor einem Notare oder unter der Mitwirkung eines Advocaten
oder mit öffentlicher Beglaubigung ausgestellten Agenten oder Sachwalters
geschlossen wurde, diesem Notare, Advocaten, Agenten oder Sachwalter-,

v) außer dcu unter n) und b) bemerkten Fällen beiden Theilen-
L. Nach dem Eintritte des Ereignisses («, ß, 7):

na) Dem Erwerber der Sache und bei Rechtsgeschäften auch dem anderen
Theil und im Falle seines Todes seinen Erben;

lab) bei Sachen, welche nach den Bestimmungen des Schenkungsvcrtrages
oder der letztwilligen Anordnung von einer Person an eine andere über-
zugehen haben, der Person, oder falls sie nicht mehr am Leben ist, den
Erben dieser Person, von welcher eine Sache an die andere übergeht.

2. Bei Geschäften, die außerhalb des Inlandes geschlossen wurden, jedoch in
demselben Wirksamkeit zu erhalten haben, binnen 30 Tagen, nachdem die
darüber errichtete Rcchtsurkuude in das gebührenpflichtige Inland gebracht
wurde, demjenigen an den sie im Jnlandc gelangt ist.
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3. In den Füllen 1. und 2. auch vor Ablauf dieser Fristen denselben Per¬

sonen, ehe von der Urkunde im Jolande ein amtlicher (oder gerichtlicher) Ge¬
brauch gemacht, oder eine durch dieselbe übernommene Verbindlichkeit erfüllt,
oder im Grunde des Rechtsgeschäfts eine andere rechtsverbindliche Handlung
vvrgenommen wird.

Die Beweisführung über die Beobachtung des vorgezeichneten Zeitrau¬
mes liegt bei entstehenden Zweifeln den Steuerpflichtigen ob.

tz- lä.
(Zu Z. 46. Gcb.-Ges. vom 9. Febr. 1850.)

Die Mittheilung der Sperractc hat in den, im tz. 5. 0. 3. bemerkten Fäl¬
len, in denen die Gebührcn-Bcmessung dem Abhandlungsrichtcr zusteht, zu un¬
terbleiben.

tz. 16.
(Zu K. 47. Geb.-Ges. vom 9. Febr. 1850.)

Bei Bewilligung einer Eintragung in die öffentlichen Bücher zur Erlan¬
gung dinglicher Rechte hat das Gericht dem zur Bemessung der Gebühr bestellten
Amte eine Abschrift des Bescheides unmittelbar znzufcrtigen. Dem Amte, welches
die öffentlichen Bücher führt, liegt ob, sogleich nach vorgenommencr Amtshand¬
lung dem früher gedachten Amte die eingetragenen Urkunden und Behelfe mit-
zuchcilen.
An m. Die dicßfölllacu Mitthcilungcu haben in den Fällen, wo cs sich um die in der T.-P. 45,

I!. s.) des Gcb.-Ges. bezeichneten Eintragungen handelt, welche der Gebühr von einhalb
Perceut des Wcrlhes zugewiesen sind, zu unterbleiben, insoferne diese Gebühr ohne den
außerordentlichen Zuschlag 4 fl. nicht übersteigt, weil in diesem Falle die Gebühr mit¬
telst der Stempelmnrken zu entrichten kommt, (tz. 5. 0. 2.)

tz. 17-
(Zn § 48. Gcb.-Ges. vom 9. Febr. 1850.)

Die Bemessung der Gebühr erfolgt nach den im Tarife für jedes gebüh¬
renpflichtige Rechtsgeschäft enthaltenen Bestimmungen auf Grundlage des Geld-
werthes oder Geldbetrages des Geschäftsgegenstandes.

Die Bemessung aller Percentual Gebühren hat nach Wcrthnbstufungen
von je 20 fl. zu erfolgen und ist jeder Restbetrag unter 20 fl., welcher Einen
Gulden oder mehr beträgt, als voll anzunehmen; ein Restbetrag unter Einem
Gulden ist unberücksichtigt zu lassen.

Die fixe Stempelgebühr, welcher die Urkunde über das gebührenpflichtige
Geschäft unterliegt, wird an der Percentual - Gebühr von demselben nicht abge¬
rechnet.

tz. 18.
(Zu H. 51. Gcb.-Gcs. vom 9. Febr. 1850.)

Oesterreichische Staatsschnldverschreibungen, oder überhaupt diejenigen Pa¬
piere, welche in dem Wiener Bwsenblatte (in der Wiener Zeitung) aufgeführt
werden, sind nach dem in diesem Blatte angegebenen Course des Tages, für wel¬
chen die Werthsbestimmung vorgenommen wird, oder wenn an diesem Tage eine
Cours-Notirung nicht vorkam, am nächst-, jedoch nicht über drei Monate zurück
vorauSgegangencn Börsentnge, an welchem eine solche Notirung stattfand, zu
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veranschlagen. Papiere, die im Wiener Börsenblatte (Wiener Zeitung) erscheinen,
für die es aber an einer solchen Notirung fehlt, Privat-Schuldverschreibungen,
dann solche Actien, und andere den Gegenstand des Umsatzes ansmachende Pa¬
piere, welche in dem Wiener Börsenblatte (Wiener Zeitung) nicht erscheinen, sind
in ihrem Nennwerthe anzunehmen, jedoch kann sowohl der Steuerpflichtige, als
die Steuerverwaltung die Bestimmung des Welches durch gerichtliche Schätzung
verlangen.

Wenn ausländische oder inländische Gold- oder ausländische Silbermünze
oder ausländisches Papiergeld Gegenstand eines Nachlasses oder einer Schenkung
sind, oder in einem Rechtsgeschäfte, welches dcrPcrcentual-Gcbühr unterliegt, als
Entgelt bedungen wurden, so ist ihr Werth durch Schätzung zu ermitteln; wenn
aber der Nachlaß, die Schenkung oder das Rechtsgeschäft im lombardisch-vene-
tianischen Königreiche stattfand und jene Münzen und Papiere im Venediger
Börsenblatte nufgeführt sind, so ist nach den obigen Bestimmungen vorzngehen,
wobei im lombardisch-venetianischen Königreiche das, was oben von der Wiener
Börse gesagt wird, von der Börse in Venedig zu gelten hat.

tz. IS.
(Zu §. 55 Geb.-Ges. vom 9. Febr. 1850.)

Wenn sich ein gebührenpflichtiges Rechtsgeschäft auf Gegenstände bezieht,
wovon ein Thcil schätzbar, der andere nicht schützbar ist, so soll von dem schätzba¬
ren Theile nach den gesetzlichen Bestimmungen die Gebühr cingchoben werden,
während der nicht schätzbare Thcil außer Anschlag bleibt.
Anm. Diese Anordnung bezieht sich nur auf Rechtsgeschäfte im engem Sinne, (tz. 2. ^..)

Von Erkenntnissen, deren Gegenstand thcils schätzbare, thcils nicht schätz¬
bare Sachen sind, ist nur die bezüglich höhere Gebühr zu entrichten.

tz. 20.
(Zu 72. Geb.-Ges vom 9. Febr. 1850.)

In dem Falle, wenn zur Entrichtung jener Gebühren, wofür die Sache
haftet, durch das Gesetz Fristen gegeben sind, erlischt das der Staatsverwaltung
hinsichtlich der Gebühren von Vermögensübertragnngen zustehcnde Vorrecht erst
nach 3 Jahren vom Abläufe der gesetzlichen Frist.

8- 21.
(Zu §. 73. Geb.-Ges. vom 9. Febr. 1850.)

Außer den im tz. 73. Geb.-Ges. für die Entrichtung der unmittelbaren
Gebühr als haftend erklärten Personen, haben nach dein Gesetze vom 13. De¬
cember 1862 auch noch zu haften:
1. Die im tz. 14 dieser Anleitung sul> L. aa) und bb) genannten Personen
für jeden dem Staatsschätze aus der Nichterfüllung ihrer a. a. O. angegebe¬
nen Verpflichtung, erwachsenen Nachtheil.

2. Die im tz. 9 dieser Anleitung sutt a) genannten Gesellschaften, Anstalten
und Personen, mit den ihre Geschäfte besorgenden Personen, welchen die Er¬
füllung der Gcbührenpflicht in dieser Geschäftsführung obliegt, zur ungc-
theilten Hand für die Richtigkeit und Vollständigkeit der Ausweisung, für
den Betrag der dem Staatsschätze zustehenden Gebühren und für die durch



11

das Gesetz vom 9. Februar 1850 verhängten nachtheiligen Folgen und
Strafen jener Uebertretungen, die von den erwähnten Personen in Geschäfts¬
angelegenheiten begangen werden.

8- 22.
(Zu §. 79. Geb.-Ges. vom 9. Febr. 18S0.)

Der tz. 79, Abs. 8. wird aufgehoben, nachdem, wie im tz. 5. L. Abs. 2
dieser Anleitung angegeben wurde, cs nach dem Gesetze vom 13. December
1862 den Gebührenpflichtigen sreigestellt wurde, die scalamäßigen Gebühren
auch dann mittelst des Stempels zu entrichten, wenn die Gebühr den Betrag
von 20 fl. ohne den außerordentlichen Zuschlag überschreitet.

8- 23.
Die in den tztz.79 bis 81 Geb.-Ges. enthaltenen nachtheiligen Folgen der

Gesetzesübertretungen in Absicht auf das Gebühren-Ausmaß ohne Strafverfah¬
ren wurden aufrecht erhalten und im tz. 13 des Gesetzes vom 13. December
1862 noch weiters ungeordnet, daß wegen jeder Verkürzung des Stempclgcfälls
durch unterlassene Entrichtung der für die in den Posten 32, 2. st), o), e); 47 ä),
stst); 59 st); 74; 83 L. 2.; 101 I. st) der geänderten Tarifsbestimmungen
erwähnten Urkunden und Schriften vorgeschriebenen festen Gebühr der zehnfache
Betrag der verkürzten Gebühr ohne Einleitung eines Strafverfahrens von Den¬
jenigen einzuhcben ist, welche zur Entrichtung derselben verpflichtet sind.

H. 24.
Mit dem tz. 14 des Gesetzes vom 13. December 1862 wurde die Ver¬

jährungsfrist für die im tz. 83 des Patentes vom 9. Februar 1850 anfgcführ-
ten, nach dem Strafgesetze über Gefällsübertretungeu zu behandelnden Gefälls-
Verkürzungen für das ganze Reich durchaus mit 5 Jahren mit der Ausnahme
festgesetzt, daß diese Anordnung auf die vor dem 1. Jänner 1863 begangenen
dießfälligen Uebertretungen nur dann anzuwendcn ist, wenn nach den Anordnun¬
gen des Gefälls-Strafgesetzes denselben eine kürzere Verjährungsfrist nicht zu
Statten kommt.

Nach eben diesem tz. 14 hat die in den tztz. 79 bis 81 des Gcb.-Ges. vom
9. Februar 1850 auf die dort bezeichneten Uebertretungen verhängte nachtheilige
Folge der Gcbührenerhöhung dann zu entfallen, wenn seit dem Zeitpuncte der
begangenen Uebertretung 5 Jahre verflossen sind.

tz. 25.
Zn den in den tztz. 90 und 91 des Gesetzes vom 9. Februar 1850 als

für die Strafen haftend genannten Personen sind die im tz. 9 dieser Anleitung
seist a) und im tz. 21, 2. derselben anfgeführten Personen beizuzählen.
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Neber 30,000 fl. ist von je 1500 fl. eine Mchrgebühr von 1 fl. und
mit dem Zuschläge von 25 kr. von zusammen 1 fl. 25 kr. zu entrichten,
wobei ein Restbetrag von weniger als 1500 fl. als voll anzunehmen ist.

Diese Scala gilt für Wechsel und Darlehens-Verträge im Falle der T.-P. 86, 1. a).
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mit dem Zuschläge von 25 kr. von zusammen 1 fl. 25 kr. zu entrichten,
wobei ein Restbetrag von weniger als 400 fl. als voll anzunchmen ist.

Diese Scala gilt für alle diejenigen Fülle, die nicht unter Scala I. oder III. gehören.
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dem Zuschläge von 25 kr. von zusammen 1 fl. 25 kr. zu entrichten, wobei
ein Restbetrag von weniger als 200 fl. als voll anzunchmcn ist.

Diese Scala gilt: 1. für auf den lleberbringer lautende Schuldscheine T.-P. 36,
2. a,). 2. Für entgeltliche Verträge über D i c n st l e i st n n g e n T.-P. 40, a), l>). 3. Für
Gesell schaftsvcrt rüge T.-P. 55, L. 2. a), V). 4. Für G l ü cks v e rt rüg c T.-P.
57, v. 2. l>), aa) und 0. a), 6. a). 5. Für K nufv crtrü ge über bewegliche Sachen
T.-P. 65, a). 6. Für Tansch vertrüge über bewegliche Sachen T.-P. 97, a).
7 Für Liefernngsvertrüge T.-P. 69, wenn sic als Verkünfe beweglicher Sachen

sich darstellcn.
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EMltterumM
und

Vollzugs-Vorschriften
zu dem Gesetze vom 18. December 1862.

8-
In Betreff des Zeitpunctes der Wirksamkeit des neuen Gesetzes.

D^r auf 25 Percent erhöhte Zuschlag, die Scaleu I. und III. (Scala II. ist
unverändert geblieben) und die andern durch das neue Gesetz festgesetzten Erhöhungen
der Gebühren von Urkunden und Schriften sind zu entri'chten:

a) von den stempelpflichtigen Urkunden und Schriften, deren Stempclpflichtigkeit
mit dem 1. Jänner 1863 eingetreten ist,'

b) von anderen Gegenständen der Gcbührenpflicht, rücksichtlich deren das Recht des
Staatsschatzes auf die Gebühr zufolge-des Gesetzes (§. 14) mit dem 1. Jänner
1863 zu bestehen beginnt, d. i. rücksichtlich deren die Anmeldungs-PciPflnchtung
mit diesem Zeitpunkte eintritt. '
Die Einhebnng des obigen Zuschlages, die Anwendung der Scalen I. und III.

und die übrigen durch das neue Gesetz festgesetzten Erhöhungen der Gebühren von Ur¬
kunden und Schriften finden dagegen nicht Anwendung: - ' 1

a) bei gerichtlichen Erkenntnissen in Streitsachen, welche n a ch. l)cm 1'Aänner
1863 geschöpft wurden, wenn die Acteninrotulirung vor diesem Zeitpunkte
stattgefunden hat,'

d) bei Einantwortungcn von Erbschaften, Vermächtnissen, Gcschtnkcn auf deu To-
iDfall, wenn der Erblaffcr, der Geschcnkgcber, oder die Perlon, durch deren Tod
die Erwerbung des Nachlasses oder der vermachten oder geschc'nktcn Sache bedingt
ist, vor dem 1. Jänner 1863 verstorben-ist,' L //

o) bei andern als den unter a) und b) aufgcführten ämtlichkff Ausfertigungen oder
bei Zeugnissen, die ämtlich ertheilt werden, wenn die (A/gabe, über welche die
Ausfertigung oder das Zeugniß erfolgt, vor dem 1. Jauner 1863 bei der Be- .
Hörde oder einem zur Uebernahme ermächtigten Amte^migcbracht wurde;

ä) bei Eintragungen zur Erwerbung dinglicher Rechte.^» die öffentlichen Bücher,
wenn diese vor dem 1 . Jänner 1863 a n g c s ncht wurden;

s) bei den einer unmittelbaren Gebührencntrichtung unterliegenden, vor dem
1. Jänner 1863 geschlossenen Rechtsgeschäften, wenn die Anzeige des Rechts-
geschüftes innerhalb der mit dem tz. 44 der Gesetze vom 0. Februar und 2. Au¬
gust 1850 vorgezeichncten Fristen bei dem Amte anngcbracht worden ist, oder
cingebracht wird.
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8- 2.
Führung von Journalen durch die V e rsorgu n gs- und Versiehe-

run g s - G e s e ll s ch aften re.

Die zur Leistung von Vorschüssen auf Staats- und andere Wcrthpapicrc oder
Waaren statutenmäßig berechtigten Anstalten (T.-P. 3 6, 1.) und alle gesellschaftlichen
Versorguugs- und Versicherungs-Anstalten, (T.-P, 57, bl, und 1') mit Ausnahme der¬
jenigen , welche sich auf Beerdigungskosten, ärztliche Hilfe und Pflege in Krankheiten
und Unterstühungen im Falle zeitlicher oder lebenslänglicher Erwerbsunfähigkeit be¬
schränken und nicht zugleich auf Gewinn der Unternehmer berechnet sind, sind ver¬
pflichtet, bezüglich der in den gedachten Tarif-Posten aufgcführten Rechtsgeschäfte ein
mit den für die eigenen Zwecke bewirkten Ausschreibungen genau übereinstimmendes
Journal nach Muster *) zu führen, welches zu enthalten hat:
1. Die Postenzahlen in arithmetischer Ordnung;
2. Die Postcnzahlen der eigenen Ausschreibung der Unternehmung oder Anstalt;
3. Die Bezeich nung des Rechts geschäftes mit den zur Beurth-ilung der

Gcbührcnpflicht und des Gcbühren-Ausmaßcs erforderlichen Angaben, jedoch mit
Hinwcglassung aller persönlichen Beziehungen; '

4. Den Wer t Hs b e tr ag, nach welchem die Gebühr bemessen wurde;
5. Den Betrag der Gebühr r in z e l n und (am Schlüsse jeder Colonnc und jeden

Journale«) znsam m e n.
Die Verpflichtung zur Führung dieses Journals wird nur der Central-Ver¬

waltung der Unternehmung oder Anstalt aufgelegt. Besitzt dieselbe Filialen, so
müssen die Rechnungen derselben in das obige Journal postenweise so ausgenommen
werden,Mls wenn das bezügliche Rechtsgeschäft bei der Lentraloerwaltung selbst vor-
genommen worden wäre. Eine blos summarische Eintragung vollzogener Rechts¬
geschäfte in das Journal (d. i. eine solche, welche die oben sub 1—5 spccificirtcn Er¬
fordernisse nicht hat) findet demnach nicht Statt; es wäre denn, daß die Unternehmung
oder Anstalt berechtiget ist, die Gebühr nicht von den einzelnen Rechtsgeschäften, son¬
dern nach dem Gcsammtbetragc derselben zu bemessen. (T.-P. 57, U.)

Dw Journale sind monatlich abzuschlicßeu und als Gegenschein an die Gc-
fällscasse zugleich mit der unmittelbar (bar) zu entrichtenden Gebühr, binnen 14 Ta¬
gen vom Ablauf des Monates zu übergeben.

8- 8-
Führung v o n ^5 o u r n a l e n durch die Eisenbahn- und Dampfschiff,

r, s a h rts-II ntcrn c h m un g en.

Zn jeder Aufnahmestation ist ein Journal zu führen, in welches täglich die
Zahl der ausgcgebenen Fracht karten und der hiernach entfallende Gebührenbetrag
und von den ausgegcbtüesi Fahrkarten die Zahl derselben nach allen Abstufungen
de.r Gebühr (nämlich von 1 bis 15 kr.) und der hiernach entfallende Gebührenbetrag
einzeln und im Ganzen eingetragen w.rden muß.

Die Central-Verwaltung hat aus diesen Journalen nach erfolgter genauer Prü¬
fung derselben in Absicht auf ihre Ucbcrcinstimmung mit den für die Verwaltung selbst
geführten Ausschreibungen m o n atl i ch ein Summar zu verfassen und dieses sammt

*) Anm. S-. das Formulare auf S. 25.
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den Einzelnbelegcn zugleich mit der unmittelbar zu entrichtenden Gebühr als Gegen¬
schein an die iin Standorte der Central-Verwaltung aufgestellte Gesällskasse binnen
14 Tagen nach Ablauf des Monates abzuführen.

Die Fracht- und Personenkulten über Militär-Transporte genießen nach
T.-P. 75, a) der Gesche vom 9. Februar und 2, August 1850 die Gebührcnfreiheit
und sind daher kein Gegenstand der Ausweisung.

8- 4-
Verpslichtu n g e n in Bezug auf die auf N e b e rb ri n g cr lautenden

Schuldschein e.

Wer immer ein Anleihen gegen a u s Neberbringer l au te n d c Schuld¬
scheine ausgenommen hat, ist bezüglich desselben verpflichtet (T.-P. 36, 2) im Laufe
des Monates Jänner 1863 der Finanz-Bezirks-Behördc seines Wohnsitzes, oder falls
die Zahlung vertragsmäßig an einem andern Orte zu erfolgen hat, dieses Ortes

a) die Nachweisung zu liefern, welche Menge Schuldverschreibungen und
zu welchen B e t r ä g c n sich noch im Umläufe befinden, nach welchem Til¬
gungsplane deren Zurückzahlung stattzufinden hat, und zu welcher Zeit
die verfallenden Zinsen und mit welchem B etra ge zu leisten sind;

b) zur jedesmaligen Verfallszeit der Zinsen die Berechnung der davon nach dem
Gesetze entfallenden Gebühr zugleich mit der letzteren, der Gesällskasse zu über¬
geben.
Die Finanz-Bezirks-Behörde ertheilt über die Anzeige a) eine Bescheinigung

und überwacht die Erfüllung der in der T.-P. 36, 2. d) dem Schuldner aufcrlegten
Verpflichtung.

Rach diesen Bestimmungen haben sich Acticn- und C o m m a n d it - Ge¬
sellschaften auf Acti en auch bezüglich der Coupons, welche sie zur Behebung
der Zinsen und Dividenden der Actien erfolgen oder erfolgt haben, zu benehmen.

Künftig ins Leben tretende Unternehmungen obiger Art haben die oben sub a)
bezeichnete Anzeige binnen 14 Tagen nach ihrer Activirung zu erstatten.

8- 5.
Gebühren von Lotterien.

Die Bewilligung zu gebührenpflichtigen P r i v a t - L o t t c r i e n darf vor Ent-
richtung der in, der T.-P. 57, L. 1. und Aum. 2. dieser Post festgesetzten Gebühr nicht
ausgefolgt werden.

Durch diese Gebühr ist die lOpcrcentige Taxe nicht aufgehoben, welche nach
den Lottovorschriftcn für di- Bewilligungen von Privatlotterien zu entrichten ist.

Die Entrichtung der Gebühr von Gcwinnstcn des Zahlenlotto hat, wie
bisher, mittelst vorschriftsmäßiger Befestigung der Slcmpelmarke auf dem Rücken der
Ausfertigung über die geleistete Spieleinlage, jedoch mit Berechnung der Gebühr nach
Scala III. stattzufiuden.

Die Unternehmer und Garanten von P r i v at-L ott eri cn, welche
unter die Anordnung der T.-P. 57, U. 2., Anm. 3. fallen, haben:

a) bis Ende Jänner 1863 der Finanz-Bezirks-Behördc des Ortes, an welchem die
Ziehung der Gewinnstc zu erfolgen hat, den Spiclplan, die nach dem 31. De¬
cember 1862 vorzunehmendcn Ziehungen, die Spicleinlage, die Zahl und Größe
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der Gewinnste, den Zeitpunkt ihrer Fälligkeit und die mit der Auszahlung der
Gebühr von den Gcwinusten beauftragte Person anzuzeigen;

b) zur Zeit der Fälligkeit der Gewinnste von den nach dem Spielplane entfallenden
Gewinnsten die Gebühr sanimt Zuschlag mit der bezüglichen, als Gegenschein die¬
nenden Berechnung, der Gefällskasse zu übergeben.
Unter Gewinnst ist derjenige Betrag zu verstehen, welcher dem gezogenen

Lose nach dem Spielplane zugefallen ist. Unter Spieleiulage wird jene Leistung, gegen
welche die Theilnahme am Spiel gewährt wurde, verstanden, ohne Unterschied, ob zu¬
folge des Spielplanes deren Zurückstellung im Gewinnste stattfindet oder nicht.

Die Finanz-Bezirks-Bchörde bescheinigt die Anzeige s) und überwacht b) die
Erfüllung der in der bezogenen Anordnung des Gesetzes ausgesprochenen Verpflichtung.
Diese Verpflichtung ist auf alle Gewinnste zu beziehen, deren Ziehung nach dem 31.
December 1862 eintritt.

Künftig ins Leben tretende Unternehmungen obiger Art haben die unter a)
oben bezeichnete Anzeige binnen 14 Tagen von ihrer Activirung an gerechnet, zu er-
statten.

tz. 6.

Verpflichtung der in dentztz. 2—5 erw äh ni e n Unternehmungen,
Anstalten und Personen zur unmittelbaren (baren) Entrich¬

tung derGcbühr.

Da die in den tztz. 2—5 erwähnten Unternehmungen, Anstalten und Personen
verpflichtet sind, von den in den bezogenenTarifs-Posten angeführten gebührenpflichtigen
Gegenständen der Stcmpelpflicht durch unmittelbare (b a r e) Entrichtung der Gebühr
Genüge zu leisten, so darf die Entrichtung derGcbühr auf andere Art (durch
S t e mp el m ar k e n) nicht als Erfüllung der Gcbührenpflicht angesehen werden.

8- 7.
Art der G e b ü h r e n - E n t r i ch t u n g von Handels- und Gew erbs-

Bücher n.

Für die Handels- und Gcwerbsbücher, welche zur Zeit der Wirksamkeit des
Gesetzes vom 13. December 1862 im Gebrauche stehen und nach derselben fortgesetzt
Werden, ist der für den noch ungebrauchten Theil des Buches auf die, nach dem frühe¬
ren Ausmaße schon entrichtete Gebühr noch aufzuzahlende Gebührenbelrag längstens
bis Ende Zänncr 1863 zu entrichten.

In diesem Falle ist der bis zur Wirksamkeit des neuen Gesetzes gebrauchte
Theil des Buches mit 31. December 1862 deutlich abzuschließen und der ungebrauchte
Theil desselben mit einem starken Faden dergestalt zu durchziehen, daß das eine Ende
desselben durch das e rst e B l at t des ungebrauchten Theiles des Buches, das andere
durch das letzte Blatt desselben hervortrete. Auf dem gedachten ersten Blatte sind
sofort die dem Betrage der Nachtragsgebühr für den ganzen ungebrauchten Theil des
Buches, dessen weitere Verwendung gestattet ist, entsprechenden Stempelmarken zu be¬
festigen. Das Buch ist sodann zu dem nächsten Stempel-Steuer- oder sonstigen znr Ein¬
hebung von unmittelbaren Gebühren ermächtigten Amte zu bringen, damit, nach er¬
folgter Prüfung, ob die entrichtete Gebühr der Eigenschaft des Buches und dem Qua¬
dratflächenmaße des ungebrauchten Theiles desselben entspricht, die Enden des Fadens
amtlich angesiegelt, und die Stempelmarkeu mit dem Amtssicgel überstempelt werden.
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Dasselbe Verfahren hat bei noch ungebrauchten Büchern, für welche die Gebühr
nach dem bis Ende December 1862 wirksamen Ausmaße entrichtet wurde, mit dem
Unterschiede stattzufinden, daß bei amtlich paraphirten Büchern blos die amtliche lieber-
stemplung der Stempelmarken, welche der Rachtragsgebühr entsprechend auf dem er¬
st e n Blatte des Buches zu befestigen sind, erforderlich ist.

Zn den Orten, in welchen eine Finanz-Bezirks-Behörde, ein Stempel-oder
Steueramt, oder sonst ein mit der Einhebung der unmittelbaren Gebühren beauftragtes
Amt sich befindet, können die Handel- und Gewerbetreibenden, sowie jene Personen,
welche zum Verschleiße gestempelter Handels- und Gewerbsbüchcr berechtigt sind, so-
ferne es sich nicht um einzelne wenige Gewerbsbüchcr handelt, erwirken^ daß die oben
bemerkte Amtshandlung in ihren Gewerbslocalen stattfinde. Sie haben zu diesem Zwecke
vor Ablauf der oben festgesetzten Frist (nämlich vor Ende Jänner 1863) der Fi-
nanz-Bczirks-Behörde oder dem Amte ein stempclfreies Vcrzcichniß ihrer Bücher mit
der Angabe der Bestimmung jedes einzelnen Buches, der Bogenzahl und Größe des
Formats, sowie der ursprünglich und. nachträglich durch Befestigung von Stcmpclmar-
kcn von jedem Bnche entrichteten Gebühr zur vorläufigen Prüfung der Gebühren¬
bemessung zu übergeben und sich darüber eine Bestätigung geben zu lassen, welche ihnen
zur Deckung zu dienen hat, wenn die Amtshandlung innerhalb der festgesetzten
Frist (d. i. bis Ende Jänner 1863) nicht vorgenommen werden könnte.

tz. 8.
Art der S temp e l e ntr i ch t un g bei Ertheilung von Befugnissen

zum Gewerbsbetriebe oderzu einzelnen Erwerbsacten
(z. B. ö ff ent li ch en Tanzmusiken, Vorstellungen, Concerten).

Wenn in den T.-P. 43, d) 1. und 2. bemerkten Fällen der Ertheilung von Be¬
rechtigungen oder Befugnissen zu einem Gewerbebetriebe oder zur Vornahme einzel¬
ner Erwcrbsacte (z. B. öffentliche Tanzmusiken, Vorstellungen, Concerti ec.) kein
schriftliches Gesuch eingcbracht uud auch kein Protokoll ausgenommen wird, so ist die
Stempclmarke auf der Juxta, oder wenn die betreffende Behörde keine juxtirten Re¬
gister führt, auf der der Partei ertheilten äintlichcn Ausfertigung aufzudrücken und zu
überschreiben. Die Juxten sind, wenn sic nicht schon ans einem andern Grunde an
eine Buchhaltung zur Censur zu gelangen haben, im Wege der Finanz Bezirks-Behörde
an die zur Censur der Taxrcchnungen bestimmte Buchhaltung ciuzusenden.

9.
Stempelbesreiung der Armen.

Nachdem zufolge T.-P. 75, s) denjenigen Personen, deren Armuth durch ein ge¬
setzlich ausgestelltes Zeugniß bestätigt ist, im gerichtlichen Verfahren iber ihre eigenen
Streitsachen die persönliche Befreiung eingeräumt worden ist, so hat bezüg¬
lich dieser Personen bei Vollziehung der Anordnung des H. 13. der Gesetze vom 9.
Februar und 2. August 1850 das mit dem Fiuanz-Ministerial-Erlasse vom 31. Au¬
gust 1858 (R.-G.-Bl. Rr. 137, V.-Bl. Nr. 42) vorgezeichnete Verfahren vom 1.
Jänner 1863 angefangen, einzutreten und auch aus die bis dahin geschehenen Vor¬
merkungen in Rechtsstreiten, in welchen die Acten-Vcrzeichnung (Jnrotulirung) noch
nicht stattgefunden hat, in Anwendung zu kommen.
Anm. Es haben daher die Vertreter armer Personen die Verzeichnisse über die Gebühren,

welche dieselben hätten entrichte» müssen, wenn ihnen die Befreiung nicht zu Statten
gekommen wäre, künftighin nur dann vorzulegen, wenn der Gegeutheil die Befreiung

2*
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nicht genießt und in die Gerichtskosten verfällt wird, weil dann der Letztere die Gebüh¬
ren für dis befreite Person zu entrichten hat. Die Gerichte haben sohin die Verzeichnisse
bei der Liquidirung der Gerichtskosten zugleich mit einer Abschrift des Erkenntnisses dem
Steueramte mitzutheilen.

8- io.
Einbekennung des Gebühren-Aeguivalents.

Rach dem Gesetze vom 9. Februar 1850 hatten nur Gemeinden, Kirchen, Stif¬
tungen und Ben-cfizien von dem Werthe unbeweglicher, eine Rente gewährender
Güter ein A c g ui v a l e nt zu entrichten.

Nach T.-P. 106 8. o) haben zufolge Gesetzes vom 13. December 1862 nun¬
mehr auch andere im Tarife (s. diesen, Post 106, Vermögcusübertragungen) be¬
zeichnete Vereine, Anstalten re. cin Aeg ui valent zu entrichten, und es ist dasselbe
auch auf bewegliche Sachen ausgedehnt worden.

Die E i n b e k e n n u ng des erst durch das neue Gesetz dem Gcbühren-Aequi-
valente unterworfenen Vermögens hat bis längstens 1b. Februar 1863 stattzu¬
finden, und zwar über das bewegliche Vermögen nach M u st e r L. *)

Die Zahlung der Gebühren-Erhöhung (von 1 Percent) bei den schon bisher
äquivalentpflichtigen Gegenständen, nebst Zuschlag, findet ohne wiederholte Ein¬
bekennung, und zwar für den Monat Jänner 1863 zugleich mit der im Monate
März zu leistenden Rate Statt.

Bei den unbeweglichen und beweglichen Sachen, welche erst durch das neue Gesetz
dem Gcbühren-Aequivalente unterworfen werden, und welche am Tage der Wirksamkeit
dieses Gesetzes noch nicht durch volle zehn Jahre im Besitze der äguivalentpflichtigcn
Person sich befinden, tritt die Verpflichtung zur Entrichtung des Gebührcn-
Aequivalentes erst mit Ablauf jener zehn Jahre ein. Die E i n b e k e n n u n g m uß
aber auch in diesem Falle st a t t s i n d en, und es ist hiebei der Zeitpunct **) der
geschehenen Erwerbung (z. B. das Datum des Kaufvertrages, des Erbanfalles u. dgl.)
nachzuweisen, damit die Finanz-Behörde in die Lage gesetzt werde, die nöthige
Controle auszuüben.

Die Einbekennung der beweglichen Sachen (s. oben Muster L.) hat nach dem
Vermögensstande vom 1. Jänner 1863 zergliedert in Art eines Nachlaß-Inventars
und so stattzufindcn, daß die Angemessenheit der mit Berücksichtigung der tztz. 51 und
52 der Gesetze vom 9. Februar und 2. August 1850 beizufügenden Werths-Angaben
hiernach bcurtheilt werden kann. Als Zeitpunct für die Bestimmung des Werthes hat
der 1. Jänner 1863, mit welchem die Verpflichtung zur Entrichtung des Gebühren-
Aeguivalcntcs für die Periode bis Ende 1870 beginnt, undrücksichtlich der spätere
Erwerbungstag zu gelten.

Auch solche bewegliche Sachen, welche nicht im Besitze des Verpflichteten selbst,
sondern dritter Personen sind, sind einzubekennen. Das Bekenntnis ist, in Wien beim
I. k. Central-Taxamte, in Triest bei der Finanz-Bezirks-Direction, in anderen Orten bei
dem betreffenden k. k. Steucramte cinzubringen. Bei jenen beweglichen Sachen,
bei welchen die Verpflichtung zur Entrichtung des Gebührcn-Aequivalentes erst nach
einem zehnjährigen Besitze beginnt, nämlich bei jenen, welche durch Schenkung oder

S. das Formulare S. 26.
**) Bei Gebäuden hat als dieser Zeitpunct jener zu gelten, in welchem der Rechtstitel zum

Besitze der Bauarea erworben, der Baugrund gekauft, ererbt re. wurde.
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Vermögcns-Ucbcrtragungen von Todeswegen erworben wurden, ist der Zcitpunct des
erworbenen Rcchtstitels und der erfolgten Anmeldung zur Gcbühren-Bemessnng oder
die erfolgte Gebnhrcn-Entrichtung nachzuweisen.

Findet eine gesetzliche Befreiung Statt, so hat der Fatirende dieselbe geltend zu
machen und die behördliche Anerkennung zu bewirken, welche immer ausdrücklich auszu¬
sprechen, sein wird.

Dem Bekenntnisse über das gesammtc bewegliche Vermögen ist sodann ein Nach¬
weis des vorhandenen Passivstandcs beizufügen und zuletzt der dein Gebührcn-Acqui-
valente unterliegende Rest des Vermögens darzustellen.

Da Vermögens-Uebertragungen, wenn sie von oder an, dem Gebühren-Aequi-
valente unterliegende Personen nach dem 31. December 1862 erfolgen, der ordent¬
lichen Vcrmögens-Uebertragungs-Gebühr unterworfen sind (Anm. 4. zur T.-P. 106.
8. s), so hat bis 31. October 1870 eine nachträgliche Einbekennung der in dieser
Periode eingetretencn Vermögens-Erwerbungen nicht stattzufindcn. Wenn jedoch unbe¬
wegliche Sachen veräußert oder bewegliches Vermögen in unbewegliches verwandelt wird,
und hiedurch sich der Anspruch auf Verminderung des Acquivalentcs ergibt, so ist darum
in einer stcnipelsrcicn Eingabe unter Anschluß der erforderlichen Belege bei jener Finanz-
Bezirks-Behörde cinzuschrcitcn, von welcher das Acguivalcnt bemessen wurde.

8 l 1.
Entrichtung der Gebühr von Einschreibbücheln.

Von Einschreibbücheln, welche nach T.-P. 83. L. 2. der fixen Stempel-Gebühr
von b kr. für den Bogen von der für Urkunden und Schriften vorgcschriebencn Normal-
größe unterliegen, ist, wenn sic ans mehreren Bogen bestehen, die Gesanunt-Gebühr
mittelst Befestigung der entsprechenden Stcmpclmarkcn auf dem ersten Blatte des Büchels
durch vorschriftsmäßige Ueberschreibung derselben, wenn sie aber schon v or dein 1. Jänner
1863 im Gebrauche standen und weiter'gebraucht werden sollen, auf dcm ersten
Blatte, welches nach dein 31. December 1862 beschrieben wird, mit Rücksicht auf die
Zahl der noch unbeschriebenen Blätter und das Format des Büchels zu entrichten.

tz. 12.
Entrichtung der Gebühr von Frachtbriefen.

Bei Frachtbriefen ist auch ohne Ueberschreibung der Stcmpclmarkcn mit dem
Texte des Frachtbriefes die Stcmpclpflicht als erfüllt anzusehcn, wenn bei der lieber-
nähme zum Transporte in die Stempelmarke der Tag der Ucbergabe zum Transporte
(und zwar der Monat und die letzte Ziffer der Jahreszahl mit Buchstaben) eingetragen
und bei Frachtbriefen, welche der k. k. Pvstanstali übergeben werden (auch bei den soge¬
nannten zweiten Adressen), entweder diese Eintragung oder die amtliche Ucbcrstcmplung
der Marke stattgesunden hat.

tz. 13.
Gebrauch von Blanguettcn bei st cmp e lp f li ch t i g en Urkunden

oder Schriften.

Zur Erleichterung des Gebrauches von Blangnctten stciiipclpflichtigcr Urkunden
und Schriften wird gestattet, daß die Stcmpclpflicht als erfüllt anzusehcn ist, wenn die
entsprechenden Stcmpclmarkcn, ehe das Blanqnct zu einer Ausfertigung verwendet wird,
auf demselben so, daß zwischen der Märke und der Ausfertigung selbst kein Raum zu
einer anderen Ausfertigung erübriget, befestigt und von einem zur Aufdrückung der
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Verbrauchs-Stempel oder zur Bemessung unmittelbarer Gebühren bestimmten Ainte
amtlich überstempelt wurden. Diese Acmter dürfen jedoch die Uebcrstemplung nur bei
Vorhandensein dieser Bedingungen vollziehen.

tz. 14.

Verpflichtungen der Finanz-Bezirks-Behörden.

Bei jener Finanz-Bezirks-Bchörde, in deren Bezirk sich Anstalten, Unternehmun¬
gen oder Personen der in den tztz. 2. bis S. erwähnten Art befinden, ist ein abgeson¬
dertes Liquidation s-Bnch zu führen, in welchem jeder Verpflichtete mit seiner
Schuldigkeit und Abstattung ersichtlich zu machen ist. Die Ergebnisse desselben sind viertel¬
jährlich individuell nachzuweisen und die Nachweisungen dem bezüglichen Monats-
Ausweis über den Stempelmarken-Verschleiß als Beilage anzuschließcn.

Die Finanz-Bezirks-Behörde hat im Grunde dieser Ausschreibung die Controle
der gedachten Anstalten re. zu üben.

Alle auf diese Verpflichtung sich beziehenden Zahlungen der erwähnten Anstalten
re., welche an eine im Standorte einer Finanz-Bezirks-Behörde ausgestellte Gcfällskafse
erfolgen, dürfen von dieser erst nach erfolgter Vormerkung bei der Rcchnnngs-Abthei-
lung der Finauz-Bezirks-Behörde, welche aus dem Gegenscheine ersichtlich zu machen ist,
übernommen werden.

Die Vorprüfung der Abfuhrs-Documente hat durch die Finanz-Bczirks-Behörüen
stattzufinden, welche die sich ergebenden Verfügungen zu treffen, schließlich aber diese
Documcnte mit Bemerkung des Verfügten an die Ccnsnrs-Behörde zu leiten hat.

Bezüglich der Verbuchung und C v i d e n z h a lt u n g des dem G c-
bühren-Aequivalente unterliegenden Vermögens wird festgesetzt:

a) das unbewegliche Vermögen der den: Gebühren-Aequivalente schon bisher unter¬
worfenen Personen, welches in Folge dcS beseitigten Unterschiedes zwischen Rente
gewährendem und nicht gewährendem Vermögen weiter einzubekennen ist, wird
in dem bestehenden Cataster über die dem Gebühren-Aequivalente unterliegenden
unbeweglichen Sachen in der Borschreibung für die bezügliche Person als Zu¬
wachs eingestellt;

l>) jenes unbewegliche Vermögen, welches durch das Gesetz vom 13. December 1862
aus Rücksicht für die Person des Besitzers dem Gebühren-Aequivalente unterworfen
wurde, ist nach dem Unterschiede, ob den Theilhabern (Mitgliedern der Gemein¬
schaft) ein Antheil am Vermögensstamme zustcht oder nicht zusteht, in zwei weiteren
Unter-Abthcilungen des Catasters mit der Aufschrift: „alles andere dem Gebühren-
Aequivalente unterliegende unbewegliche Vermögen, an dessen Stamm den Theil¬
habern (Mitgliedern der Gemeinschaft) a) kein Antheil zustcht, b) ein Antheil
zustcht", zu verbuchen;

o) das bewegliche, dem Gebühren-Aequivalente unterliegende Vermögen ist in ein
abgesondertes Catastcr nach dem Muster 6.*) mit den Untcr-Abtheilungen:
1. weltliche Gemeinden; 2. geistliche Gemeinden; 3. Kirchen; 4. Bcneficicn, alle
ohne Unterschied, ob mit gestiftetem oder nicht gestifteten! Vermögen; 5. andere
Stiftungen; 6. alles andere äquivalcntpflichtige bewegliche Vermögen, einzutragen.

In die Rubriken des Catasters ist zwar blos die Summe der in jeder Rubrik
einbekaunten Werthe einzustellen; wenn jedoch die Wcrthsbestimmung auf einer

S. das Formulare S. 27.
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verschiedenen Grundlage, z. B. theils in Bankvaluta, theils in ausländischen Silber-
münzen erfolgt, so muß jede auf einer verschiedenen Grundlage berechnete Werth-
summe abgesondert nebst dieser Grundlage eingetragen werden. Die Einbekcnnt-
nisse haben als Beleg der dicsfälligen summarischen Eintragung in dem Cataster
zu dienen, und sind daher, nach den Posten der Eintragungen ini Cataster geordnet
und bezeichnet, sorgfältig aufzubewahren;

ä) das Cataster hat als Grundbuch zu dienen und ist ihm daher eine Einrich¬
tung zu geben, daß seine Gcbrauchsfähigkcit nicht blos auf ein Dcceunium be¬
schränkt werde,-

e) nachdem im Kataster des unbeweglichen Vermögens ein Zuwachs an unbe¬
weglichen Sachen innerhalb der Periode, für welche das Acquivalcnt zu bemessen ist,
nur im Falle einer in einem Bekenntnisse nachträglich entdeckten Unrichtigkeit oder
Unvollständigkeit, oder wenn der Zeitraum von zehn Jahren seit der Erwerbung
des Rechtstitcls aus eine unbewegliche Sache durch eine dem Gcbühren-Acgui-
valente unterworfene Person abläust; eine thcilwcise oder gänzliche Abschreibung
der Gebühr aber nur in Folge einer Beräußernug einer dem Acgnivalentc unter-
liegenden Sache cintreten kann; nachdem ferner im Cataster über daS beweg-
liche Vermögen ein Zuwachs oder Abfall innerhalb der erwähnten Periode außer¬
dem Falle einer nachträglich entdeckten Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des
Bekenntnisses nur bei Erwerbungen, welche der Pcrccntual-Gebühr unterlicgcn,
folglich lui solchen Schenkungen oder bei Vermögens-Uebcrtragungcn von Todes-
wegen stattfindcn kann, wenn der zehnjährige Zeitraum seit der Erwerbung des
Rechtstitcls abläuft, oder wenn bewegliches Vermögen in unbewegliches umgc-
wandclt würde, so haben sich die in der Verordnung vom 6. Juni I8ö3,
Z. 24.593, vorgeschriebcnen Veränderungs-Ausweise lediglich auf diese Fälle zu
beziehen;

t) es sind jedoch in das bezügliche Catastcr auch alle innerhalb des Dcccnuiums
sich ergebenden Vermögens-Uebertragungen au dem Gcbühren-Acgnivakentc unter¬
liegende Personen von Fall zu Fall anmerkungswcise cinzutragen. Der Zweck dieser
Eintragung ist, eine Grundlage zur Prüfung der Bekenntnisse für die nächste Vor-
fchreibungs-Pcriodc zu erlangen. Um denselben zu erreichen, hat jedes Amt, wcl-
ehes von einer solchen Ucbcrtragung die Gebühr bemißt, jener Finanz-Bez rks-
Behörde, in-deren Catastcr der Erwerber vorgcschricben ist, davon die erforderliche
Mittheilung zu machen,-

x) unbeschadet der Trennung des Katasters über das unbewegliche und bewegliche
Vermögen hat die Vocschreibnug der Gebühr im Hauptbuchc sowohl die Gebühr
vom unbeweglichen als beweglichen Vermögen , wo beide dieselbe Person treffen,
zu umfassen, und ist daher einzeln und zusammen dnrznstellen. Dasselbe hat in
den Zahlungs-Aufträgen lZahinngsbvgen) und dem Cnb-Jonrnalc über das Ge-
bührcu-Aequivaleut zu geschehen, für welches lebtere das M n st c r i >. *> vorgeschcie-
bcu wird, in welches auch das in der Anin. 4. der T.-P. 40. a) erwähnte Pau¬
schale zu verbuchen ist. Im Hauptbuchc hat nebst der individuellen Verbuchung
des Gcbühren-Acguivalcutcs auch eine summarische nach den Sub-Rubriken: Gc-
bührcn-A^guivalent von unbeweglichen, Gcbühren-Acguivalent von beweglichen

*) S. das Formulare S. 28.
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Sachen stattzufinden, nach welchen Sub-Rubriken das Erträgniß des Gebühren-
Acguivalcntes in der Regel auszuwciscn sein wird.

Am Schluffe eines jeden Jahres ist jedoch in jedem Bezirke und aus den
Bezirks-Ausweisen für das ganze Verwaltungs-Gebiet eine Nachweisung nach den
Unter-Abtheilungen des Catasters zu »erfassen und darin darzustellen, welcher
betrag an Gebühren-Acguivalent a) von dem unbeweglichen, b) beweg-
lichen Vermögen aller in eine und dieselbe Unter-Abtheilung des Catasters ge¬
hörigen Personen vorgeschrieben, cingehoöen und als Rückstand ausgewiesen wurde;

L) um die Erhebung des erhöhten Gebühren-Aeguivalentes nicht zu verzögern, ist in
den Fällen, in welchen die Bemessung desselben für das laufende Dccennium
schon erfolgt ist, oder dasselbe einstweilen »och nach dem Ausmaße des verflossenen
Decenuiums cingehoben wird, in der Vorschrcibung die eingetretene Erhöhung
der Gebühr von 2 auf 3 Perceut lediglich als Zuwachs der Gebühr einzutragcn und
die erhöhte Gebühr sammt dem 2öperceutigen Zuschlag sofort ohne Unterbrechung
mit Rücksicht auf die im tz. 10 enthaltens Anordnung ciuzuhcben.

Erst wenn die Gcsaimnt-Gcbühr, welche dec einzelne Gebührenpflichtige von
seinem unbeweglichen oder zugleich von seinem beweglichen Vermögen zu ent¬
richten hat, scstgcstellt sein wird, ist die gegenwärtige Gebührcir-Vorschreibuug
(Zyhlungsbogen) einzuzichcn und demselben ein neuer Zahlungsbogcn mit der
erforderlichen Abrechnung znzustcllen.

1) Diejenigen unbeweglichen und beweglichen Sachen, von welchen die Verpflichtung
zur Entrichtung des Gebührcu-Acquivalentcs erst im Laufe der Periode, für welche
die Bemessung geschieht, cintritt, sind in eine besondere Uelursicht nach der Zcit-
solge, in welcher die Gcbühreupflicht cintrits, einzutragcn, damit die rechtzeitige
Vorschrcibung des Zuwachses an der Gebühr nicht übersehen werden kann.

Die Zoll- und Verzchrungsstcuer-Acmtcr, sowie die Finanzwache wurden ange¬
wiesen, bei den ihnen nach den bestehenden Gesehen obliegenden Amtshandlungen auch
die Erfüllung der Stempelpflicht von Frachtbriefen und den in der T.-P. 47. ä) ent¬
haltenen Urkunden und deren Ccssiouen zu überwachen.

Jedes zur Abtastung vom Strafverfahren berechtigte. Amt ist auch zur lieber-
»ahme und Verrechnung des im tz. 13 des Ges vom 13. December 1862 im Uebcr-
tretungsfalle bemessenen zehnfachen Betrages der Gebühr ermächtigt; eine
Ermäßigung dieser Gebühr steht jedoch dem Amte nicht zu.

Der Erlag der zehnfachen. Gebühr ist auf der beanständeten Urkunde selbst zu
bestätigen. Von dieser Gebühr sind als ordentliche Gebühr, aber als derjenige
Betrag anzusehcn, nach welchem die Autheile für Anzeiger und Ergrcifcr zu bemessen sind.

Die Finanz-Bezirks- und Landes-Behörden und die oben erwähnten Acmtcr,
letztere, so weit ihnen eine Amtshandlung überhaupt zusteht, wurden vom hohen k. k.
Finanz-Ministerium ermächtigt, bezüglich der in die Zeit vom 1. Jänner bis Ende
März 1863 fallenden Uebcrtrctungen der Bestimmungen des Gesetzes vom 13. December
1862 über das AuSmaß der Stempel-Gebühren, oder wodurch früher stempclfrcie
Urkunden und Schriften einer Stempel-Gebühr unterworfen wurden, sich auf die Ein-
Hebung der einfachen gesetzlichen Gebühr zu beschränken, wenu nicht die besonderen
Umstände'der Ucbcrtrctung oder dcS llebcrtrctcrs die Anwendung der Strenge des
Gesetzes rechtfertigen.
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Muster zur Seite 16.

Journal
über unmittelbar entrichtete Gebühren für den Monat .
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Muster » zur Seite 20.

Einbekenntniß des beweglichen Vermögens
nach dem Vermögensstande vom I. Jänner 1863.

I. Activstand.
1. Bares Geld u. zw. abgesondert:
Gold
ansländische Silbermüuzen .
ausländisches Papiergeld
und alle? Andere

2. Kapitalien angelegte:
a) bei Privaten u.zw. abgesondert in

Gold
ausländischer Silbermünze .
ausländischem Papiergelde .
anderen Geldsorten .

b) in öffentlichen Fanden
v) in anderen Werthpapieren .

3. Arbeiten in Gold »nd Silber
4. Pretiosen
5. Vorräthe, welche nicht als i?unckns
instruetus der den Fahrenden gehö¬
renden unbew.Sach. anzusehen sind

6. Viehstand, nicht zum §nnäns in-
strnotns gehöriger

7. Einrichtungsstücke u. Geräthschaften
8. Bilder u. a. Gegenstände der Kunst
9. Bücher u. a. Gegenstände der Wis¬

senschaft
10. Alle and. bewegl. Sachen, zuml'nn-

äus instrnotus nicht gehörig .
11. Gegenstände, von welchen im Grunde

des Gesetzes die Befreiung vom Ge-
bühren-Äequival. angesprochen wird,
oder welche als ^unckus instrnotns
der unbcwegl. Sachen übergangen
wurden

12. Gegenstände, von welchen die Gebühr
erst später einzutreten hat (noch nicht
10 Jahre besessene)

IL. Pafsivstand.
Hypothecirter
Nicht hypothecirter . . . .
ILL. Reiner Bermögensstand.
Wird vom Activstand Post 1 bis 10 pr.

der Passivstand abgezogen mit
verbleibt reiner gebührenpflichtiger

Vcrmögcnsstand



Bücher





Tarif.





Vorerinnerungen.

1. Wenn in Fällen, in denen die Gebührenfreiheit oder das höhere oder mindere Ausmaß
der Gebühr von einer bestimmten Beschaffenheit des Rechtsgeschäftes abhüngt diese
Beschaffenheit aus der Rechtsurkunde über das Gesetz nicht deutlich zu entnehmen ist, ins¬
besondere, wenn nicht deutlich ausgedrückt ist, ob das Geschäft entgeltlich oder unentgeltlich

geschlossen worden sei, so wird zum Behufs der Gebührenbestimmung diejenige Beschaffen¬
heit des Geschäftes vermuthet, welche die Gebührenpflicht begründet, oder so weit die Un¬
deutlichkeit sich auf einen Umstand bezieht, der das Gebühreuausmaß bestimmt, derjenige
Umstand, nach welchem das höhere Ausmaß der Gebühr entfällt, der Gegenbeweis ist je¬
doch dadurch nicht ausgeschlossen.

2. Die durch die Gesetze vom 9. Februar und 2. August 1850 und die nachträglichen Ver¬
ordnungen vorgeschriebenen festen Gebühren sind nach folgendem Ausmaße zu entrichten:

statt 1 und 2 kr. CM. mit 5 kr. öftere. Währ.

,, „ ,, ,, 50 ,, ,, ,,
,, 80 „ „ ,, 1 fl. „ ,,

wenn die einzelnen Posten der geänderten Tarifsbestimmungen keine besonderen Anord¬
nungen enthalten.

3. Der Tarif bestimmt die Gebühr bloß für den ersten Bogen der Urkunde oder Schrift.
Ist die Urkunde oder Schrift einer festen Stempelgebühr unterworfen, so muß jeder

weitere Bogen mit dem für den ersten Bogen vorgeschriebenen Stempel versehen werden.
Beträgt jedoch die feste Gebühr des ersten Bogens mehr als 50 kr., so unterliegt jeder wei¬
tere Bogen der Urkunde oder Schrift der festen Gebühr von 50 kr. Eine Ausnahme findet
nur Statt bei amtlichen und zugleich ämtlich vidimirten Abschriften, bei den in der Tarif-
Post 17 bezeichneten Auszügen und bei Duplikaten ämtlicher Ausfertigungen, von welchen
jeder Bogen der Gebühr von' Einem Gulden unterliegt.

Bei den der Gebühr nach Werthsabstufungen (Scalen) unterworfenen Rechts¬
urkunden wird für jeden auf de» ersten Bogen folgenden Bogen der Stempel von
50 kr. vorgeschrieben, es wäre denn, daß die Urkunde schon hinsichtlich des ersten Bo¬
gens einen geringeren Stempel erfordert, in welchem Falle für jeden weiteren Bogen
derselbe Stempel, wie für den ersten anzuwenden ist.

Wird diese Gebühr unmittelbar eingehoben, so kann sich die unmittelbare Ein¬
hebung auch auf die Gebühr für die weiteren Bogen nach demselben Maßstabe er¬
strecken.

4. Bezieht sich eine stempelpflichtige Urkunde über ein Rechtsgeschäft auf Gegenstände:
n) welche verschiedenen festen Gebühren, oder
U) theils einer festen, theils einer scalamäßigen, theils einer Percentualgebühr oder

verschiedenen scalamäßigen Gebühren unterliegen, so ist



32

im Falle a) jene feste Gebühr, welche die höchste ist, für den ersten Bogen der Schrift
zn bemessen, und hiernach die Gebühr für die weiteren Bogen zu ermitteln. Nur
wenn eine Eingabe oder ein Protokoll zugleich eine Rechtsurkunde ist, welche der
festen Gebühr unterliegt, sind für den ersten Bogen beide festen Gebühren zu ent¬
richten.

In dem Falle b) ist jede Gebühr besonders zu entrichten und es hat je nach der Art
und Größe der Gebühr die Verwendung von Stempelmarken, oder die unmittel¬
bare Entrichtung der Gebühr stattzufinden.

Von Erkenntnissen, deren Gegenstand theils schätzbare, theils nicht schätzbare
Sachen sind, ist nnr die bezüglich höhere Gebühr zn entrichten.

5. Die Bemessung aller Percentual-Gebühren hat nach Werthsabstufungen von je 20 fl.
zn erfolgen und ist jeder Restbetrag unter 20 fl., welcher Einen Gulden oder mehr
beträgt, als voll anzunehmen, ein Restbetrag unter Einem Gulden ist unberücksich¬
tigt zu lassen.

6. Während der' Wirksamkeit des gegenwärtigen Gesetzes vom 13. December 1862 wird
der durch kaiserliche Verordnung vom 17. Mai 1859 (R.-G.-Bl. Nr. 89) vorgeschrie¬
bene außerordentliche Zuschlag bei den festen Gebühren außer Anwendung gesetzt, bei
den nach Werthsabstnfungen (Scalen) oder mit Percenten deS Wcrthcs festgesetzten
Gebühren aufrecht erhalten und für alle Percentual-Gebühren auf 25 Percent erhöht.

7. Die gesetzlichen Anordnungen über den Nachlaß an den Percentual-Gebühren von der
tlebertragung unbeweglicher Sachen, oder der Dienstbarkeit des Fruchtgennsses oder
Gebrauches solcher Sachen bleiben unberührt.

Die Absätze 3, 4, 5, 6 der Vorerinnerungen des Tarifcs zum Gebühren-Gesetze
vom 9. Februar 1850 bleiben unverändert.



Abfahrtsgelder —- Abschriften. 33

3



34 Abschriften.



Abschriften. 35

Handlung von Amtsmegen zu pflegen
ist, oder die Person, welcher sie zuge¬
stellt werden, die Gebührenfreiheit
oder Vormerkung genießt.

8. Abschriften mehrerer Urkunden
dürfen nur dann unter Einem Stem¬
pel geschrieben und mehrere unter
Einem Stempel geschriebene nur dann
vidimirt werden, wen» der Stempel
dem Betrage aller Gebühren
entspricht, welche zu entrichten gewe¬
sen wären, falls die Abschriften nicht
auf einem und demselben Bogen ver¬
einigt worden wären.
Als mehrere Urkunden sind in die¬

ser Beziehung nicht nur jene nichr an-
zusehcn, welche das Gesetz K. 34 als
Bestandtheile einer Urkunde erklärt,
sondern auch jene Beilagen einer Ur¬
kunde, welche mit ihr ein Ganzes bil-
den, wie die Beilagen finserti) einer
Notariats-Urkunde.

4. Aemtliche einfache und vidimirte
Abschriften, welche von Amtsmegen
und zu Amtszwecken, oder von einer
Person, welcher die Gebührenfreiheit
oder Vormerkung zu Statten konimt,
gefordert und aus diesen Gründen
ungestempelt ausgefertiget wurden,
dürfen zu einem anderen Gebrauche,
als zu dem befreiten nicht verwendet,
noch an eine nicht befreite Person
überlassen werden. Die Uebertretung
dieses Verbotes wird als GefällSver-
kürznng behandelt.

5. In der Vidimirungsklausel ist
die Größe des Stempels, womit die
Original-Urkunde oder Schrift bezeich¬
net ist, und insoferne sie der unmit¬
telbaren Gebührenentrichtung unter¬
liegt, der Gebühr, welche nach der
darauf befindlichen ämtlichen Bestäti¬
gung dafür entrichtet wurde, oder daß
das Original nicht gestempelt oder
die unmittelbare Gebühr dafür nicht
entrichtet worden ist, zu bemerken.
War die Urkunde oder Schrift, deren

Abschrift vidimirt wird, ursprünglich
gebührenpflichtig, ohne daß dieser Ver¬
pflichtung Genüge geleistet wurde, so

L



36 Abschriften — Abtretung.



Abtretungen — Adoption. 37

Abtretungen, s. Cessionen.
Abwesende, s. 29 d.G. bezüglich der

Gebllhren-Vormerkung.
Acccptationcn, s. Urkunden T. P. 102.
n. und 10.

Accord-Protokollc, insoferne sie bloß
Behandlungs-Protokolle im Interesse
des öffentlichen Dienstes sind, und eine
Rechtsurknnde in denselben nicht zu
Stande gekommen ist, s. amtliche Aus¬
fertigungen T. P. 7. i; insoferne sie
aber den Abschluß eines Rechtsgeschäf¬
tes enthalten, unterliegen sie der für
das RcchtsgeschäftfestgesetztcnGebühr.

Accreditive, insoferne sie Zahlungsan¬
weisungen find, wie diese; insoferne
sie Vollmachten sind, wie letztere.

Acten-Notulus, s. Protokolle T. P.
79. l>.

Aktien wie Urkunden über Gesellschaft^
Verträge.

Actien-Conpons wie Zahlungsanwei¬
sungen.

Acticn-Jnterimsschcinc oder Scheine
über die theilweise geleistete Einlage
zur Bildung des GesellschaftSfondes
wie Empfangsbestätigungen.

Activ- und Passivstands-Vcrzcichnisse
bei Güterabtretungen, s. Uebcrgabs-
und Uebernahms-Urkunden.

Adels - Bcstätigungs-, Vcrlcihuugs-
Decrete — Jntimationen, s. ämtliche
Ausfertigungen.

Adels-Diplome, erste und erneuerte, s.
ämtliche Ausfertigungen. T. P. 7. A. ll.

Adelsgrade. Gesuche um Verleihung,
Bestätigung, Uebertragnng, T.P.43.
v. i.

Adjutum. Gesuche um Verleihung der-
selben, s. Eingaben T.P. 43. o. Ver-
leihungs-Decrete, s. ämtliche Ausfer¬
tigungen.

Adnotationcn abschlägiger Bescheide,
Eingaben um Löschung, siehe T. P.
43. k. Anm. 2.

Adoption. Gesuche um die Bestätigung
der Annahme an Kindesstatt, s. Ein¬
gaben T.P.43. s. Die Bestätigungen
der Annahme an Kindesstatt, s. amt¬
liche Ausfertigungen T. P. 7. i.



38 Adoptions-Urrunden — Aemtriche Ausfertigungen.



Aemtliche Ausfertigungen — Altersnachsicht. 39



40 Altersnachsicht — Anstellnngsgcsuche.



Anstellungs-Decretc — Armenpfründe. 41



42 Armuths-Zeugnisse — Aufnahms-Certisicate.



Aufnahms-Certificate — Aushilfsbewilligungen. 43



Aushilfsbewilligungen — Befähigungs-Decrete.



Befähigungs-Dekrete — Befunde. 45

Tarif

Post
Gegenstand

Mafistab
für die

Gebühren-
Bemessung

Gebühren-

Freiheit

18

leiten des Geprüften ausgestellt wer¬
den, s. T. P. 7. A.

Befehle, amtliche, s. amtliche Ausferti¬
gungen T. P. 7. i.

Beförderungs-Gesuche, wenn sie nicht
auf die Verleihung eines bestimmten
Dienstplanes gerichtet find, nach T.
P. 43. a i aufierdem nach T. P. 43. o.

Befreiungen von der Entrichtung der
durch dieses Gesetz vorgcschricbcncn
Gebühren:
Die aus den Gegenstand sich

beziehenden sind T. P. 1. 21.44.45.
48. 59. o. 60. 66. 80. 83. 86. 102.
106. L. k. 112. 113. <1. und 117,
die auf Personen sich beziehenden
T. P. 75. angegeben.

Befugniß. Gesuche um Befugniß zum
Betriebe von Gewerben, Unterneh¬
mungen und Erwerbsgeschäften oder
zur Vornahme einzelner, einer beson¬
deren Befugniß bedürfenden Erwerbs¬
acte, s. Eingaben T. P. 43. d.
Die amtlichen Ausfertigungen, wo¬

mit die Entscheidung über ein solches
Gesuch bekannt gemacht wird, s. amt¬
liche Ausfertigungen T. P. 7. i.
Die über die Ertheilnng der Be-

fugniß ausgefertigten besonderen Ur¬
kunden, z. B. Diplome, Privilegien-
Urkunden,Patente, Licenzen, Meister-,
Bürgerrechts-Urkunden, Hausierpässe
mit Ausschluß der Strazzen-Sannn-
lungs-Licenzen (s. diese), s. amtliche
Ausfertigungen T. P. 7. x.

Befunde der Sach- und Kunstverstän¬
digen:

a) insoferne sie auf amtliche Auffor¬
derung eines Amtes oder einer Be¬
hörde bloß zur Aufklärung des Sach¬
verhaltes abgegeben werden, find
kein Gegenstand der Gebühreneut-
richtung l

l>) sind sie aber bestimmt, ein Beweis¬
mittel abzugeben oder zur Grund¬
lage einer Amtshandlung in Partei¬
sachen zu dienen, wie Zeugnisse;

e) insoferne sie ein Bestandtheil einer
ftempelpflichtigen Urkunde oder eines
Protokolls, z. B. eines Inventars



46 Befunde — Beilagen.



Beilagen. 47



48 Beilagen — Berechtigungen.



Bergbelehnungsbriefe — Bestätigungen. 49



50 Bestätigungen — Bodenzins-Verträge.



Bodenzins-Veriragc — Cameral-Güter. 51

4



52 Catastral-Vcrmessuugs-Protokollc — Citastons-Edictc.



Classifications-Urthcile — Contracte. 53

Tarif

Post
Gegenstand

Maßstab
für die

Gebühren-
Bemessung

Gebühren-

Freiheit

38

Classifications-Urtheile, s. Nrtheile.
Codicille, s. L. P. 102. p.
Kollationen von geistlichen Pfründen,

s. Beneficien.
Collandirungs-Protokolle, st T. P. 79.

c>., die befreiten T. P. 117. s.
Competenten-Tabellen,s. amtliche Aus¬

fertigungen, T. P. 7. i.
Coinpromiß-Verträge, d. i. Vertrüge,
womit sich auf einen schiedsrichterlichen
Ausspruch geeinigt wird, und mit dem
Schiedsrichter selbst wegen Uebernah-
me des Schiedsrichteramtes

Commnnitäten, st Gemeinden.
Concesite, s. Entwürfe.
Concessionen zum Gewerbsbetriebe,

Eingaben, st T. P. 43. I i. 2.
Concurrenz-Protokolle, s. Versteige¬

rungs-Protokolle.
Concursmasse - Vertreter und Ver¬
walter, s. T. P. 75.1.

! Connaissemente der Seeschiffer, s. T. P.
47. ä. aa; 102. in; 32. 2. v.

Conscriptions-Angelegcnheiten, Ein¬
gaben, Protokolle, Urkunden, s. T. P.
44. s. 79. 102. b. cl.

Konsense:
a) amtliche, f. amtliche Ausfertigungen,

T. P. 7. >;
lb) von Privatpersonen, insofern«: sie

zur Rechtsgiltigkeit eines von einer
dritten Person zu vollziehenden oder
vollzogenen Rechtsgeschäftes erfor¬
derlich sind und in die Urkunde über
das Rechtsgeschäft nicht selbst ans-
genommen oder derselben nachträg¬
lich als Ratification (tz. 34. d. d. G.>
bcigefügt werden, und wenn die T.
P. 102. k. r. angegebene Ausnahme
nicht eintritt

Konsuln, inwieferne den von ihnen
ausgestellten Urkunden eine Befreiung
zukommt; s. T. P. 102. g.

Consumo-Pässc, s. amtliche Ausferti¬
gungen T. P. 7. i.

Convocations-Edicte, s. amtliche Aus¬
fertigungen T. P. 7. i. — Gesuch e,
s. T. P. 43. ä.

Conti, s. Rechnungen.
Contracte, st Urkunden.

v. ;ed. Bog.

o. jed. Bog.



54 Contumaz-Nrtheile — Darlehens-Verträge.



Darlehens-Verträge — Depositen.



56 Depositen —s Devolutions-Protokolle.



Devolutions-Protokolle —> Dienstleistungen. 57



58 Dienstleistungen.



Dienstleistungen — Diplome. 59



6V Disciplinar-Angelegenheiten — Ehepacte.



Ehepacte — Einfuhrspäfse. 61



62 Eingaben.



Eingaben. 63



64 Eingaben.



Eingaben. 65

5



6« Eingaben.

5. Um Eintragung der Liguidatoren
6. Um Eintragung der Vermögens¬

rechte, welche der Ehefrau eines
Kaufmannes durch die Ehcpacten
eingcränmt werden .

ra) Eingaben, welche zugleich Rechts-
Urkunden über Rechts-Geschäfte sind,
wozu auch die in der T. P. 53 und
71 aufgeführten Erklärungen ge¬
hören, unterliegen nebst der für die
Eingabe vorgcschriebenen Gebühr



Eingaben — Eingaben, befreite. 67



68 Eingaben, befreite.

baren Leitung der Staats-Behörden
oder der Gemeinde-Verwaltung
stehenden öffentlichen Anstalten der
Behörde überreicht werden;

k) Gesuche um die Rückvergütung eines
für den Staat oder die Gemeinde
zur Abwendung eines bevorstehenden
Schadens gemachten Aufwandes oder
um Ersah eines Schadens, dessen
Vergütung dem Staate oder der
Gemeinde obliegt;

x) Eingaben, welche Anzeigen oder
Vorschläge in öffentlichen Angelegen¬
heiten und kein Einschreiten in einer
Privatsache des Eingebers enthalten.

Wird mit der Anzeige unmittelbar
das Gesuch nm eine Belohnung
oder Anerkennung verbunden,
so hebt dieses.die Stempelfreihcit
nicht auf. Zu diesen befreiten Ein¬
gaben gehören insbesondere:
Anzeigen, welche Jemand macht,
um eine dem Staate, eincrGemeinde
oder einer öffentlichen, gemeinnützi¬
gen Anstalt gehörige Sache vor Ver¬
schlimmerung oder Nachtheil oder
verletzte Rechte derselben zu ver¬
wahren, oder einen drohenden Scha¬
den abzuwcnden, er mag wegen des
ihm allenfalls cingeräumtenGenusses
dieser Sache dabei betheiligt sein
oder nicht;

i) Anzeigen über solche Handlungen
oder Unterlassungen, deren Bestra¬
fung nach den bestehenden Gesetzen
im öffentlichen Interesse stattfindct,
auch wenu das Verfahren von dem
Einschreiten des Betheiligten bedingt
oder die Anzeige zugleich ans die Er¬
langung einer Belohnung, Genug-
thuung oder, des Schadenersatzes
gerichtet ist;

k) Petitionen an den Laudesfürsten, den
Reichstag, oder den Landtag, oder
Gemeinde-Vertretungen, insoferne es
sich darin nicht um das Interesse einer
Einzelnperson, sondern ganzer Kate-
gorien oder Classen von Staatsbür¬
gern, des Staates selbst, derKronlän-
der oder der Gemeinden handelt;



Eingaben, befreite. 69



70 Eingaben, befreite.



Eingaben, befreite. 71



72 Eingaben, befreite — Eintragungen.



Ertragungen. 73



74 Eintragungen.



Eintragungen. 75



76 Eintragungen — Einverleibungs-Bewilligungen.



EinverlcibnngS-Bcwilligungcn — Empfangsbestätigungen, gebührenpflichtige. 77



78 Empfangsbestätigungen, gebührenpflichtige — befreite.



Empfangsbestätigungen, befreite. 79



8« Empfangsbestätigungen, befreite — Entlassnllgsgesuchc.



Entsagungen — Erbvertrage. 81

Tarif

Past
Gegenstand

4!t

Entsagnngcn, st Vcrzichtlcistungcn.
Entschädigungs-Bürgschaften, s- Bürg.

schäften.
Entfchädigungs-Qnittnngcn, s. Ein-

pfangsscheine.
Entscheidungen, st amtliche Ausferti-

gungen.
Entschcidlliigsgrnndc zu den gcrichtli

chcnErkenntnissen im Streitverfahren,
s. amtliche Abschriften T. P. 2, und
Anmerkung 2 dieser Pest.

Entwürfe oder Aufsätze von zweisci-
tig verbindlichen Rechtsnrkundcn,
sobald sie von beiden vertragschlie¬
ßenden Theileu unterschrieben oder
bloß von einem derselben gcfertiget
und in den Händen des Andern be¬
findlich sind, wie Pnnctationenvon
ein- und zweiseitig verbindlichen
Rechtsurknndcn, Zeugnissen, Quit¬
tungen ohne alle Fertigung bei einem
amtlichen Gebrauche wie Beilage«.

Erbpachtvcrträgc,Erbziusverträge, d. i.
jeue Vertrüge, wodurch Jemanden
oas Ruheigenthnm eines Gutes erb¬
lich gegen jährliche Leistungen über
lassen wird
A n merk u u g. Als Werth ist die

Gesammtsumme der ein für alle Mal
und der jährlich bedungenen Leistlin¬
gen mit Rücksicht auf tz. 16 des Ge¬
sches anznnehmen.

Erbsabthcilungcn, wie Absondcrungs-
N rkiiiidcii.

Erbschaftskäusc, d. i. Käufe einer au-
getretenen oder wenigstens angcfallc-
neu Erbschaft, wie Kaufverträge.

Erbserklärungen, s. Eingaben T. P.
43 -r.

Erbsverzichtleistungen, d. i. Erklär,ili-
ge,i an die Abhandlnngsbehörde mit¬
telst Eingaben, oder zn Protokoll,
von dem geschlichen oder testamenta¬
rischen Rechte auf eine Erbschaft oder
ein Vermächtniß keinen Gebrauch zu
machen, wie Eingaben, Protokolle
T. P. 48. -r. 79. b.

Erbverträge
Das durch den Erbvertrag begründete
Recht unterliegt erst beim Erbaufalle

u. d. Werthe II.

v. erst. Bog. 1



82 Erbverträge — Erlaubnißschcinc.



Erlaubnißscheine — Fabriksbefugnisse. 83

6



84 Facultüts-Gutachteu — FregucntationS-Zeuguisse.

Tarif

Post
G c g c n st a n d

Maßstab
für die

Gebühren-
Bemessung

54

Facultiits-Gutachtcn, st Befunde.
Fähigkcits-Dccrete, st BefLhigungs-

Decrete.
Fassioncn zur Bemessung vou Abgaben,

s. T. P. 44. g. i-.
Fatturcn, s. Rechnungen.
Feilbietungs-Gesuche, s. Eingaben T.
P. 43. ä.

Feilbietnngs - Edictc im gerichtlichen
ELccutionsvcrfahren, s. amtliche Aus-
sertigungcn; Protokolle, s.Verstei-
gerungS-Protokolle.

Fidciconuniße:
a) Errichtungs-Urkunden, wenn sic letzt-
willige Anordnungen sind, wie diese ;
außerdem wie Schenkungen.

b) Gesuche »m die Bewilligung zur Er¬
richtung oder Erweiterung eines
Fideicommißes u. zur Vertauschung,
Verwandlung oder Verschuldung
desselben, s. T. P. 43. k.

o) Die Bewilligungen dieser Gesuche
oder jenes um Auflösung des Fidei-
commißbandes, die Final-Erledi-
gung über die Absonderung der
Allodialgüter bon Fideiconimiß-
güteru, s. amtliche Ausfertigungen
T. P. 7. -.

Finanzwachc, s T. P. 7 s. x. u.
Findlinge, inwieferue den dieselben be¬

treffenden Eingaben, Protokollen und
Urkunden eine Befreiung zukömmt, s.
T. P. 44. in. n. 102.1.117. d. «. m.

Firmen. Gesuche um Eintragung dersel¬
ben, der Aenderung der eingetragenen
oder ihrer Inhaber in das Handels¬
register (Protokoll), s. T. P. 43. I. 1.

Fiscalämter, s. T. P. 75. a.
Flaggen-Patcntc, s. ämtliche Ausferti¬

gungen T. P. 7. x.
Fonde, dotirte und nichtdotirte, Fonds-

guter, s. T. P. 75. a. U.
Frachtbriefe, s. T. P. ioi. i. .4. u.

102. m.
Frachtkarten, s. T. P. 47. a.
Frachtlohnsquittungen, s. Empfangs¬

scheine T. P. 47. a.
Fragestiicke, s. Beilagen.
Frequentations-Zeugnisse, s. T. P.

116. o.



Fristgesuche — Gemeinschaft des Eigcnthums. 85

Fristgcsuche, s. Eingaben T. P. 48. L.
i; im mündlichen Strcitverfnhrcn, s.
K. 32 des Gesetzes; die befreiten s.
T. P. 44. g.

Frnchtcnadsondcrnngs - Protokolle, s.
Absonderungs-Urkunden.

Fruchtnießung, s. Dienstbarkeiten.
I Gebrauchsrecht. Urkunden, womit das¬

selbe cingcriinnit wird. s. Dienstbar¬
keiten. Empfangsbestätigungen, s. T.
P. 47. d.

! GMHrcn-Acqmvalent. Dazu verpflich- ,
! tete Personen und Sachen.s.T.P. 106. !
; Gebühren-Bormerkling, s. 88- 29 und l

70 des Gesetzes.
Gcbndrcn-Auswcis zur Bcstinunung

der Gebühren von Vermögens-Ueber-
tragungen von Todeswegen, s. T. P.
44. g.

Gebnrtschetne, s. Matrikel-Anszüge.
Gefällshächter, inwieferne denselben

eine persönliche Befreiung zukömmt,
s. T. P. 75. q.

Gcgcnschcinc, s. T. P. 102. a.
Gehalts-Quittungen, s- Empfangs¬

scheine.
Gelcitschcine, s. Reise-Urkunden.
Gemeinden, inwieferne denselben eine

persönliche Bestcning zukömmt, s. T.
P. 75. d; Eingabe n an dieselben,
s. T. P. 43. u. die befreiten, s. T. P.
44. aa.

Gcineinde-Vollninchtcn in Ange¬
legenheiten, in welchen die Gemeinde
Privatperson ist <T. P. 75. U.), wie
Vollmachten, in andern wie amtliche
Ausfertigungen.

Gemeinde-Auflagen. Onittnngcn dar-
über, wie amtliche Ausfertigungen
T. P. 7. i.

GcmciuschaftlichrEingabcn,Urkunden,
Rechtsgeschäfte, s. 88-13, 20, gz, >
64 und 69 des Gesetzes.

Gemeinschaft des Eigcnthums und
anderer Rechte. Verträge, wodurch
eine Gütergemeinschaft bewirkt wird,
s. Gescllschnftsvcrträge, Ehcpacte;
Urkunden über d i e A n f h e b n n g
d c r G em e insch a ft, s. Absonde-
rungs-Theilungs-Urkundcn.
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88 Gewetbs-Correspoudenz — Glücksverträgc.

Gebühren-

Frciheit



Glücksverträge. 89



90 GlückSverträgc.



Gnadengaben — Güterverzeichnisse. 91



92 Gutachten — Handels- und Gcwcrbegeschäftc.



Handels- und Gewcrbcgeschäste — Haussteucr. 93



94 Hausstcner — Industrie-Unternehmungen.
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98 Lchcnbriefe — Lieferungsverträgc.

68

v. jed. Bog. 50

69

dungeiicn Leistungen, von welchen
t letzteren der Werth nach K. 16 d.
j G. zn berechnen ist, anznnehmen.
j Lehens - Bekenntnisse, -Inventare,

-Reverse, wie Beilaß-Jnventarien.
! Lchcns-Jndultc, Muthscheinc, Bc-

lchnungsschcinc von l. s. Lchens-
höscn, s. amtliche Ausfertigungen
T. P. 7. 1, von Privatlehenherren,
s. Bestätignngen.

Lehcnabsondcrungs - Urkunden, d. i.
Urkltnden über die Absoudernng der
Allodinlgütcr von den Lehengütern
wie Absondernngsnrknnden ; die gc-
richtliche Final-Lrlediguug über diese
Absonderung, s. anitliche Ausferti-
gungen T. P. 7. i.

LehrLricfc, s. Zeugnisse.
Lehrlinge, Vertrüge wegen Aufnahme

derselben, s. T. P. 40. o.
Lcibgedingvcrtragc, wie Advitalitäts-

Verträge.
Leibrentcnvertriigc, s. T. P. 57- 6.
Leichenvereinbüchel, s. Einschreibbüchel.
Leihverträge, d. i. Verträge, wodurch

Jemanden eine unverbrauchbare Sa¬
che bloß zum unentgeltlichen Gebrau¬
che auf eine bestimmte Zeit überge¬
ben wird

Wird für den Gebrauch ein Ent-
gelt bedüngen, so haben die für Be¬
standverträge vorgezeichneten Bestim¬
mungen in Anwendung zu kommen.

Lctztwilligc Anordnungen, s. T. P.
101. i. i.: 102. m.

Liedlohnsvcrträge, wie Verträge über
Dienstleistungen.

Liedlohnserkenntnisse, s. Nrtheile.
Letztwilligc Anordnungen, s. T. P.

102. x.
Licenzen, s. Erlaubnißscheine.
Licitationcn, Licitations. Bedingnisse,

s. Versteigerungen.
Licfcrungsvcrträgc, d. i. Verträge,

wodurch die Verpflichtung übernom¬
men wird, Jemanden Sachen oder
Arbeiten nm einen bedungenen Preis
zu liefern, wie Kaufverträge.

Anmerkung. Ist die Größe
der Lieferung nur nach dem Höch-



Liefcrungsverträge — Löschungs-Bewilligungen. 99



100 Löschungs-Eintragungen — Mcssen-Ouittungcn.



Messen-Stiftungen — Notare. 101
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Pässe, Passavanti, s. Reiseurkunden.
Paß-Certlficatc, d. i. Certisicate, wel¬

che gegen Einlegung oder Zurückbe¬
haltung des Passes oder der wie im¬
mer benannten Reiseurkunde erfolgt
werden, s. amtliche Ausfertigungen
T. P. 7.

Pauschalien-Quittungcn, s. T. P. 48.«.
Patente, s. Befugnisse.
Patrimonial - Avitical- und Fami-
lien-Fonds-Casseil-Direction k. k.,
s. T. P. 75. 6.

Personcn-Kartcn der Frächter, s. T.P.
47. o.z48. d.

75 Persönliche Befreiungen:
u) Die öffentlichen Behörden, Aemter

und die auS dem Staatsschätze do-
tirten öffentliche» Anstalten, sowie
deren Vertreter, wenn die Verbind¬
lichkeit, die Gebühr zu entrichten,
den Staatsschatz oder den dotirten
Fond selbst treffen würde.
Anmerkung. Die zur Vermal-

tung der dem Staate, dem aller-
höchsten Hofe oder einem Fonde,
der ans dem Staatsschätze dotirt
wird, gehörenden Realitäten oder
Industrie-Unternehmungen, bestell-
ten Aemter unterliegen in Absicht
auf die Anwendung der Stempel¬
vorschriften den allgemeinen Anord¬
nungen. Diese Bestimmung erstreckt
sich aber nicht:

aa) Auf die zur Erzeugung, Aufbewah¬
rung oder dem Absätze der Gegen¬
stände eines Staatsmonopols be¬
stellten Aemter.

dd) Auf die zur Verwaltung der Post¬
anstalt, zum Betriebe des Berg¬
baues für Rechnung des Staates,
dann zum Baue oder zur Vermal-
tung der Staatseisenbahnen oder
Telegraphen bestellten Behörden
und Aemter.

vo) Auf die Behörden, welche den zur
Verwaltung der erwähnten Reali¬
täten oder Jndustrie-Unternehmun-
gen bestellten Aemtern vorgesetzt
sind und die Geschäfte dieser Vcr-
waltung leiten und überwachen;
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den unter aa. Ud. oo. aufgeführten
Aemtern und Behörden kommt die,
den öffentlichen Behörden und Aem¬
tern eingcränmtc Befreiung zu.

b) Die aus dem Staatsschätze nicht do-
tirten öffentlichen Anstalten, welche
für öffentliche Zwecke bestehen und
deren Verwaltung unmittelbar von
den Behörden des Staates oder den
Gemeinden geleitet wird, die Kir-
chenvermögens-Verwaltnngen, das
Institut der Bürgerwehr und die
Gemeinden selbst genießen die Be¬
freiung hinsichtlich der Urkunden
und Schriften, welche sie für die ih¬
nen anvertrauten öffentlichen Zwecke
ausstellen, dann hinsichtlich der Ein¬
gaben, die sic bei den zur Beauf¬
sichtigung oder Leitung der Verwal-

, tung dieser Anstalten oder der Ge¬
meinden bestellten Behörden in den
auf diese Beaufsichtigung oder Lei¬
tung sich bezieheudenGeschäften ein-'
bringen, dagegen aber nicht hinsicht¬
lich derjenigen Rechtsgeschäfte, Ur¬
kunden und außer den bemerkten
Eingaben derjenigen Schriften, wel¬
che die privatrechtlichen Beziehungen
oder das Vermögen der Anstalten
und Gemeinden, die Renten und die
Ueberschüsse von demselben zum Ge-
genstande haben. Zn den letztem
Beziehungen sollen sie als Privat¬
personen angesehen werden.

v) Seine Majestät, und überhaupt die
GliederdesallerhöchstcnKaiserhauses
hinsichtlich der Urkunden und Schrif-
ten, welche vonAllerhöchst oderHöchst-
deuselben eigenhändig ausgestellt
oder gefertigt sind.

ä) Die k. k. Patrimonial-Avitical- und
Familien - Fonds - Kassen - Direktion
hinsichtlich der Rechtsgeschäfte, Ur¬
kunden und Schriften, welche sich auf
andere Gegenstände, als eine unbe¬
wegliche, in einem stempelpflichtigen
Lande gelegene Sache beziehen.

s) Die als Gesandte fremder Mächte
bestellten Angehörigen auswärtiger
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Staaten rücksichtlich der Non ihnen
selbst oder ihren Bevollmächtigten
oder Vertretern statt ihrer ausge¬
stellten Urkunden nud Schriften, in-
sofern sie sich nicht auf unbewegliche I
in den Ländern, wo dieses Gesetz -
verbindliche Kraft hat, gelegenes
Sachen, oder auf den letzteren haf- j
tende Forderungen beziehen.

ks Die dem activen Militär-Stande und !
Militär-Körper vom Obersten ab¬
wärts, diesen mitbegriffen, angehö-
rigen Personen

»») rücksichtlich aller Eingaben und amt- '
liehen Ausfertigungen, welche in
den gerichtlichen Verhandlungen
über ihre der Gerichtsbarkeit der
Auditoriate beiden Garden, EorpS
».Regimentern zugewiescnenRechtS-
streitigkciten Vorkommen, dann
rücksichtlich jener Amtshandlungen,
welche in solchen Rechtsstreiten auf
Ansuchen eines Auditoriats von
einer andern Behörde vorgenom-
men werden',

bd) rücksichtlich der Empfangsbestäti¬
gungen über jene Genüsse, welche
sic vom Staate in ihrer militärischen
Eigenschaft beziehen, sie mögen von
ihnen selbst oder ihren Angehörigen
behoben werden.

§) Die Unterofficierc und gemeinen
Soldaten,die Mannschaft derFinanz-
und Landes-Sicherhcitswache oder
Gendarmerie und der Municipal-
Garde hinsichtlich der Urlanbspässe,
als Reise-Urkunden.

U) Die im activen Dienste stehende
Mannschaft der Finauzwachc, ruck-
sichtlich der Empfangsbestätigungen
über jene Genüsse, welche sie vom
Staate in ihrer Eigenschaft als
Unanzwache bezieht, oder die darauf
erhaltenen Vorschüsse, der Berufun¬
gen gegen Disciplinar-Erkenntnisse,
der Gesuche uni Strafnachsicht, Mil¬
derung, Straflöschung, um Ablegung
der zur Erlangung einer höheren
Stelle vorgcschriebenen Prüfung und
um Bewilligung, sich bei Freunden
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Pfänder — Polizzen. 109

Anmerkung. Ist die Verbind,
lichkcit, für welche das Pfand einge-
ränmt wird, unbestimmt, und kann
der Betrag derselben auch nicht an¬
nähernd festgesetzt werden, so hat
sich die Gebühr nach dem Werthe
des Pfandes, soweit solcher nicht
durch vorhergehende Pfandrechte er¬
schöpft ist, zu richten, ist jedoch auch
in diesem Falle nicht unter 50 kr.
zu bemessen.
S. T. P. 84. Rcchtsbefestigungen.

d) Eingabe», wodurch bares Geld,
Effecten oder nichtvinculirte Obli¬
gationen als Pfand, Kaution bestellt
werden, unterliegen dem Stempel
für Cautions-Widmungs-Urkunden
oder Pfandverschreibungen, wenn
diese Sicherstellungen nicht bloß in
Vollziehung einer in der Rechtsur¬
kunde über das geschlossene Haupt¬
geschäft bedungenen Rcchtsbefesti-
gung oder zur Sicherstellung eines
Offertes übergeben werden. Einga-
ben, womit vinculirte, d. i. schon als
Pfand bestellte Obligationen oder
Hypothekar - Verschreibungen vorge-
legt werden, unterliegen nur dem
Eiugabenstempel.

v) Scheine, welche der Handpfand¬
nehmer dem Pfandgebcr über den
Empfang dcrPfünder mit oder ohne
Angabe der wesentlichen Pfandbe-
dingnisse ausstellen, s. Empfang¬
scheine T. P. 47. b.

ä) Z u r ii ck st c l l n n g s - B e s ch e i n i-
g u n g e n, s. T. P. 47. ä. 48. ü.

Pfründen, geistliche, s. Bcncficien für
Arme, s. Armcnpfründeu.

Pferd-Pauschalien, s. Empfangsscheins
über Pauschalien T. P. 48. e.

Pläne, s. Beilagen.
Polizci-Ucbcrtrctuiigcn, schwere, Ein-

gaben, Protokolle, Urkunden, s. T. P.
44. i. I. 79. 102. l>.

Polizei-Vergehen, Eingaben, Proto-
kolle, Urkunden, s. T. P. 44, i. I. 79.
102. b.

Polizzen, s. Glücksverträge.
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114 Ratificationen — Rechnungen.
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v. jed. Bog.

detto

84

Jnsoferne diese Bedingung eiii-
tritt, ist der vorgeschriebene Stem¬
pel noch der für EmpfangS-Bestäti-
guugeu geltenden Bestimmung an-
zuwcndcn.
Anmerkung. Werden die un¬

ter 2 und 3 angeführten Schriften
statt einer stempelpflichtigcu Eingabe
oder als Beilagen einer solchen Ein¬
gabe oder eines stempelpflichtigen
ProtokolleS überreicht, so sind sie
dem für Eingaben und rücksichtlich
Beilagen vorgeschricbenen Stempel
vorläufig zu unterziehe».

6. Ab solu tori en von Privat-Perso-
uen, gerichtliche und außergerichtliche

O. AguoSciruugen, d. i. Bestäti¬
gungen,wodurch derjenige, dem Rech¬
nung gelegt wird, die Rechnung für
richtig anerkennt, sie mag eine par¬
tielle oder Schlußrechnung sein

Rechnungsbelege, s. Rechnungen und
T. P. 102. r.

Rechnungs - Erledigungen, s- Rech-
nungS-Absolutorien, AguoSciruugen
T. P. 83. 0, v.

Rcchmlngs-Erläntcrungen, Mängel,
s. T. P. 44. p. und 83. L..

Rechte, besondere lEingabeu und Ein¬
räumung) T. P. 43. 6. 1.

Rcchtfcrtigungsklagcn, s. Eingaben T.
P. 43. -.

Rechtfertigungen, befreite, s T. P. 44.
l. n.

RcchtSbcfcstignngcn durch Pfand, Cau-
tiou, Hypothek, Bürgschaft, s. T. P.
31, 61 und 78. Ist die RcchtSbefesti-
gung in der Rechtsurkunde über das
Hauptgeschäft von einem der beiden
vertragschließenden Theile dem an¬
dern eiugernnmt worden, so hat sie
bei Bemessung der Gebühr von dieser
RechtSurkundc außer Anschlag zu blei¬
ben.

Rechtsstreite, s. Eingaben, Protokolle,
Urthcile, Vergleiche, Abstehungen,
Erklärungen.

Rcchts-Urknnden, s. Urkunden, in Ein-
gaben oder Protokollen, s. T. P. 43.
m. und 79. a. 2.
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12V Sammlungs-Bewilligungen — Schenkungen.



Schenkungen — Schiedsrichterliche llrthcile. 121



122 Schiedsrichterliche Urtheile — Sensale.
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124 Steuer-Quittungen — SustentationS-Rcvcrsc.
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126 Tauschvcrträgc — Uebergabs- und Ucbcrnahms-Urkunden.
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138 Urthcile oder Erkenntnisse.

6. Wird das gerichtliche Erkenntniß,
von welchem die Gebühr im Vor¬
hinein entrichtet wurde, nicht ge¬
schöpft, oder in der Art ausgehoben,
daß über die Klage von dem Ge¬
richte, bei welchem sie eingebracht
wurde, ein weiteres Nrtheil nicht
geschöpft werden kann ; so wird die
entrichtete Gebührzurückgestellt uud
zu diesem Gude von dem Gerichte
in der bezüglichen Erledigung der
Betrag der für das Erkenntlich ent¬
richteten Stempelgebühr angege¬
ben. Wird ein Zahlungsauftrag
nicht eriheilt, so werden die nicht
verwendeten Stempelmarken der
Partei zurückgestellt. Wird von dem¬
selben Gerichte statt des aufgeho¬
benen Erkenntnisses ein anderes
geschöpft, welches der festen Stem¬
pelgebühr unterliegt, so ist für das¬
selbe eine weitere Gebühr nicht zu
entrichten. Unterlag das aufgeho¬
bene Erkenntniß der Perccntual-
gebühr, so ist sich nach tz. 63 des
Gesetzes zu benehmen. Nach die¬
sem Paragraph deS Gesetzes ist sich
auch zu benehmen, wenn nach er¬
folgter Zahlungsauflage ein wei-
teres gerichtliches Verfahren statt¬
findet, und im Grunde desselben
die Zahlungsauflage aufgehoben
oder abgeändert wird.

7. Liegt dem Rechtsstreite ein Rechts¬
geschäft zu Grunde, welches nach
den Bestimmungen derGesetze vom
9. Februar u. 2. August 18S0 einer
Gebühr unterliegt, so ist die Nach-
Weisung, daß demselben entsprochen
wurde, dem GebührenbemessungS-
amte, welches die Gebühr vom Ur-
theile zu bemessen hat, von der Par¬
tei insoferne zu leisten, als dieses mit
Hilfe der von ihr zu machenden An-
gaben nicht amtlich erhoben werden
kann. In Ermanglung des einen
und andern muß die für das Rechts¬
geschäft nach dem Gesetze entfallende
Gebühr unabhängig von jener für
das llrtheil entrichtet werden.
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142 Vermögens-Uebertragnngcn,

v. d. Werth? 1

detto I

detto 4

detto 8

d) durch richterliche» Spruch, wornn-
ter auch der schiedsrichterliche be¬
griffen wird, s. schiedsrichterliche
Urtheile, und Urtheile überhaupt
3. Nebertrogung desEigenthumS-

rechtes oder der Fruchtnießung ande¬
rer Sachen und Uebertragung ande¬
rer Rechte auf Sachen oder Leistun¬
gen, s, Urkunden sRechtS-), Urtheile,
schiedsrichterliche Urtheile, Verglei¬
che, Erklärungen, die Anmerkung
bei Eingaben und bei Protokollen a.
und von b. Anmerkung,

L. Von Todeswegen, sie mögen auf
einer letztwilligen Anordnung, auf
einem Vertrage oder dem Gesetze be¬
ruhen, wenn dieselben erfolgen:

a) von Aeltern an eheliche oder un¬
eheliche Kinder oder deren Nach¬
kömmlinge und umgekehrt, an
Wahlkinder, au den zur Zeit des
Todes des Erblassers von ihm
nicht getrennten Ehegatten .

b) an Personen, welche zu dem Erb¬
lasser in einem Lohn- oder Dienst¬
verhältnisse standeu, wenn die Erb¬
schaft oder das Vermächtniß nicht
mehr als eine Jahresrente von
50 fl, für die Lebensdauer oder
eine bestimmte Anzahl Jahre be¬
trägt, oder die Capitalssumme von
500 fl, nicht übersteigt

v) an andere als die unters) bemerk¬
ten Verwandte bis einschließig Ge¬
schwisterkinder . , . ,

ä) in anderen als in den unter a.,d ,v.
angeführten Füllen

«) für den Besitz unbeweglichet Gü¬
ter, welche eine Rente gewähren,
haben ein Aequivalent der Percen-
tualgebühren für jede Besitzdauer
von 10 Jahren von dem Vermö¬
gen zu entrichten:

1. Stiftungen , Benefizien, Kirchen,
geistliche und weltliche Gemeinden,
Vereine, Anstalten und andere Cor-
porationen und Gesellschaften, deren
Mitgliedern ein Antheil an dem
Vermögensstamme der Gemeinschaft
nicht zusteht:
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puncto an gerechnet, an welchem der
Staatsschatz das Recht auf die ordent-
liche Gebühr von dein Vermögens¬
erwerbe erlangt hat, unbeschadet je-
doch der im K. 16, Z. 4, des vorliegen¬
den Gesetzes für die erste Bemessungs-
Periode getroffenen Bestimmung.
Anmerkung4. Die llebertra-

gung des EigenthnmS, Fruchtgenns-
ses oder Gebrauchsrechtes an einen
zum Gebühren-Aeguiva'ente Ver
pflichteten oder von demselben un¬
terliegenden ordentlichcnVermögenS-
übertragllngs-Gebühren jllicht mehr
wie bisher der h a l b en Gebühr.
F.-M.-Erlaß von, 1. Jänner 1853,
Z. 47,648—8286.)
Anmerkung 5. Alle durch vor¬

stehende Bestimmungen nicht geän-
derten Anordnungen bezüglich des
Gebühren-AequivalenteS bleiben um
berührt.
Anmerkung 6. Ist der Gegen¬

stand der Vermögens-Nebertragung
eine unbewegliche Sache, so muß von
demWerthe derselben nebst den un¬
ter L., a. d., e., d. aufgeführteu Ge¬
bühren I Vs"/» berichtigt werden.
Anmerkung 7. Die Grund¬

sätze in Absicht auf die WerthauS-
mittlung zur Bemessung -es Aeqni-
valentS werden durch eine besondere
Vorschrift festgestellt.
Annie rkun g 8. Bon Verlassen-

schäften, Erbtheilen oder Vermächt¬
nissen, auf welche von einem Erben
oder Verniüchtnihnehmer Verzicht
geleistet wird, ist die Gebühr, wenn
solche in Folge des Verhältnisses, in
dem der Verzichtende zu dem Erb¬
lasser steht, mit einem höheren Aus¬
maße entfällt, als von Seite derje-
nigen zu leisten ist, welche durch die
Verzichtleistung zu dem Nachlasse,
Erbthcile oder Vermächtnisse gelan¬
gen, nach jenem höheren Ausmaße,
dem der Verzichtende hätte unterlie¬
gen müssen, zn beniesten.
k) Befreit sind Verlassenschaften, wel¬

che an die unter7!.. n.. aufgeführteu
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152 Zeugnisse, gebührenpflichtige.
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Zeugnisse, gebührenfreie. 155



156 Zeugnisse, gebührenfreie.






